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Ende November 2013 wurden wir vom Parlamentarischen Beratungs- 
und Gutachterdienst des Landtags NRW beauftragt, ein Gutachten zum 
„Präventiven Strukturwandel“ im Rheinischen Revier zu erstellen. Als 
Nordrheinwestfale klingen beim Thema Braunkohle zunächst alle Alarm-
glocken und man versucht nicht in die seit Jahrzehnten andauernden 
Konfliktlinien zwischen heimischer Energieversorgung, der Bereitstellung 
gut bezahlter Arbeitsplätze sowie der Generierung wirtschaftlicher 
Wertschöpfung versus Erhalt von Heimat und Landschaft sowie Redukti-
on von klimaschädlichen CO2 -Emissionen zu geraten. 
Doch schnell war klar, dass es um diesen Konflikt gar nicht mehr geht, 
dass das Land längst weiter ist.  
So heißt es im für die laufende Legislaturperiode vorliegenden Koaliti-
onsvertrag, dass gemeinsam mit RWE Power ein "Aktionsplan Rheini-
sches Revier" zu entwickeln ist, der u.a. folgendes Ziel verfolgt: „dass die 
Kohleförderung entsprechend der Effizienzgewinne schrittweise gesenkt 
wird. Auch deshalb sind neue Tagebaue nicht notwendig“ (Koalitionsver-
trag NRW 2012).  
Dass die Landesregierung in ihrer Sitzung vom 28.03.2014 (also drei Tage 
vor Abgabefrist dieses Gutachtens) diese Aussagen konkretisiert hat und 
erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik die Grenzen eines bereits 
genehmigten Abbaugebietes nachträglich verschoben hat, kam zwar 
auch für uns überraschend, schafft jedoch für die Betroffenen Planungs-
sicherheit. Zentral dabei wird sein, dass diese Leitlinie (energiepolitische 
Annahme zur Notwendigkeit bis 2030 und räumliche Begrenzung) ver-
lässlich sein wird; auch weil sonst die Menschen, die von der Umsiedlung 
verschont bleiben sollen, keine Chance haben, sich wieder auf ihre Hei-





tangiert unser Gutachten nur insofern, dass die Notwendigkeit zur Ein-
leitung eines Strukturwandels nun virulenter wird und das der von uns in 
diesem Gutachten empfohlene Weg des frühzeitig beginnenden und 
langsamen Pfadwandels durch den Beschluss der Koalition unterstützt 
wird. Gleichzeitig regen wir an, die von der Umsiedlung verschont blei-
benden Dörfer um „Holzweiler“ kurz-bis mittelfristig strukturpolitisch zu 
fokussieren. Denn die Entscheidung, diesen Abschnitt nicht umzusiedeln 
produziert neben Gewinnern auch Verlierer, z.B. Geschäftsleute, die 
aufgrund der anstehenden Umsiedlung seit Jahren nicht mehr investiert 
und die aufgrund in der Nachbarschaft wegfallender Siedlungen Um-
satzeinbußen zu verkraften haben. 
Es geht also nicht mehr um die Frage, ob ein Strukturwandel stattfinden 
wird, sondern um das wie. Dass die Frage nach dem „wie“ zukunftsge-
richtet ist, zeigt sich, wenn man den Koalitionsvertrag weiterliest: „Das 
von uns auf den Weg gebrachte Landesprogramm ‚Innovationsregion 
Rheinisches Revier‘ (IRR) werden wir gemeinsam mit den Akteuren in 
der Region weiterentwickeln, um bereits heute auf die Strukturverände-
rungen durch das perspektivische Auslaufen der Braunkohleförderung zu 
reagieren“ (ebd.). 
Ein solch perspektivisches Vorgehen, das einen Zeitraum von 15-30 Jah-
ren anvisiert, ist neu und ungewöhnlich, was die Erstellung eines Gut-
achtens zu diesem Thema besonders reizvoll, aber auch herausfordernd 
erscheinen lässt. Konkret wurden wir aufgefordert mit unserem Gutach-
ten die folgenden Fragen soweit wie möglich zu beantworten: 
1. „Welche theoretischen Modelle zur Begleitung eines präventiven 
Strukturwandels kennt die Wissenschaft? 
2. Welche praktischen Modelle zur Begleitung eines präventiven Struk-
turwandels sind bekannt? 
3. Gibt es nationale und internationale Vorbilder oder Prozesse an denen 
sich die Landespolitik vergleichbar der Aufgabenstellung für das 






Rheinische Revier für eine präventive Strukturpolitik orientieren 
kann? 
4. Welche Vorbilder regionaler Strukturpolitik sind für den Ansatz der 
Innovationsregion Rheinisches Revier (IRR) vor dem Hintergrund 
nutzbar, dass die Landesregierung einen kooperativen Ansatz ge-
wählt hat, der neben Kommunalpolitik, Abgeordneten, Forschungs-
einrichtungen, Universitäten, relevanten Unternehmen, Gewerk-
schaften und Spitzen der Landesregierung bündelt?“ 
Da sich die ersten drei Fragen – zumindest bei oberflächlicher Betrach-
tung – mit „keine“ beantworten ließen, haben wir nicht die Fragen der 
Reihe nach beantwortet, sondern haben versucht, das Forschungsobjekt 
„präventiver Strukturwandel“ zu ergründen und zu definieren. Dazu 
haben wir uns zunächst mit Strukturwandel beschäftigt und dargelegt, 
dass es unter Berücksichtigung einer Gestaltungsperspektive und somit 
einer möglichen Intervention um die Frage geht, wie eine präventive 
Strukturpolitik aussehen kann und welche Raumebenen daran beteiligt 
sein müssten (Kap. 2). Leserinnen und Lesern, die sich gut mit der The-
matik Strukturwandel, Strukturpolitik und deren Umsetzungsebenen 
auskennen, empfehlen wir direkt in das Kapitel 2.4 einzusteigen. 
Im weiteren Verlauf haben wir die strukturpolitischen Entwicklungen 
seit den 1950er Jahren auf präventive Elemente hin betrachtet und im 
In- und Ausland nach strukturpolitischen Programmen und Beispielen 
mit präventiven Merkmalen gesucht (Kap. 3). Aufgrund dieser struktur-
politischen Elemente haben wir versucht, anhand von Dilemmata die 
Merkmale einer präventiven Strukturpolitik herauszuarbeiten und kom-
men zu dem Ergebnis, dass sich eine herkömmliche, gute Strukturpolitik 
nur in zwei Merkmalen von einer einen „präventiven Strukturwandel“ 
bewirkenden Strukturpolitik unterscheidet: erstens, dass dies mit einem 
regionalwirtschaftlichen Pfadwandel einhergeht und zweitens, dass prä-
ventive Strukturpolitik einen frühzeitigen Ressourceneinsatz verlangt, 
ohne dass dazu aktuell die sozioökonomische Notwendigkeit besteht. 
Neben der Auswertung der relevanten Literatur haben wir im Rahmen 
Kap. 2: Strukturwandel  
und Strukturpolitik 





dieses Teils des Gutachtens einen Workshop zum Thema „perspektivi-
sche Strukturpolitik“ durchgeführt, zu dem wir eine Gruppe von Exper-
tinnen und Experten außerhalb der Region „Rheinisches Revier“ eingela-
den haben. Eine Teilnehmerliste finden Sie im Anhang. 
Da unsere Recherche nach Vorbildern (siehe Kap. 3.2) nur wenige sinn-
volle Beispiele hervorgebracht hat und sich die IRR im Laufe der Erstel-
lung des Gutachtens institutionell ohnehin neu und (aus unserer Sicht-
weise) sinnvoll konstituiert hat, haben wir darauf verzichtet, die Frage 
vier detailliert zu beantworten und haben stattdessen die erlangten 
theoretischen Ergebnisse über präventiven bzw. perspektivischen Struk-
turwandel auf die Region übertragen (Kap. 4). Dazu haben wir ergänzend 
Hintergrundgespräche mit Expertinnen und Experten aus der Region und 
Landesregierung geführt (siehe Anhang). Dieses Kapitel verdeutlicht 
somit die zuvor erlangten eher abstrakten Ergebnisse im Hinblick auf die 
Region „Rheinisches Revier“ und dient daher gleichzeitig als Zusammen-
fassung des Gutachtens (vor allem Kap. 4.2 und 4.3).  
Dass wir mit unserem Gutachten am „Zahn der Zeit“ forschen, zeigt sich 
daran, dass sich während der kurzen Bearbeitungszeit zwei Parameter 
geändert haben: Erstens hat sich die Innovationsregion Rheinisches Re-
vier neu konstituiert (siehe folgenden Kasten) und zweitens wurde von 
der die Landesregierung stellenden Koalition am 28.03.2014 beschlos-
sen, dass Abbaugebiet räumlich zu begrenzen. Beides – wenn auch letz-
teres nur kursorisch – haben wir im Rahmen dieses Gutachtens soweit 
möglich berücksichtigt. 
Auch wenn es ungewöhnlich erscheint, möchten wir folgend ein Titelbild 
der Zeitschrift Economy zeigen, was uns direkt in den Sinn kam, als wir 
zum ersten Mal für dieses Gutachten kontaktiert wurden. Es zeigt, wie 
Politiker und Banker mit allen Mitteln versuchen, den Status quo zu ver-
teidigen und vehement gegen Regulierung und Transaktionssteuern 
kämpfen, um sich nicht einem Strukturwandel stellen zu müssen. Das 
Rheinische Revier scheint einen anderen Weg zu gehen! 






Abbildung 1: Bestrebungen in London, den Status quo zu erhalten [Cover 
der 01/12-Ausgabe der Wirtschaftszeitschrift „The Economist“] 
 
Quelle: http://www.economist.com/node/21542417 
Im folgenden Kasten haben wir für die Leserinnen und Leser, die mit der 
Region nicht vertraut sind, ein paar Informationen zur Region zusam-
mengestellt. Ein ausführlicheres Regionalportrait erfolgt in Kapitel 4.  
Die Innovationsregion Rheinisches Revier  
Das Rheinische Braunkohlerevier liegt zwischen Aachen, Köln, Mönchenglad-
bach und Düsseldorf und besitzt eine über 300 Jahre lange Tradition der Braun-
kohlenutzung. Derzeitig wird Braunkohle noch in den drei Tagebauen Inden, 
Hambach und Garzweiler (mit der zukünftigen Erweiterung Garzweiler II) abge-
baut. Die Innovationsregion Rheinisches Revier (IRR) ist ein Akteurszusammen-
schluss, der seit 2012 besteht. Die Grenzziehung für diese Region hat sich dabei 
als herausfordernd gestaltet, da es keine historisch gewachsene Region mit 
einer eigenen Identität ist (die Bewohner orientieren sich vor allem an den 
umliegenden Zentren), sondern ein konstruierter Raum, den es mit Leben zu 
füllen gilt. Im März 2014 wurde die IRR GmbH gegründet, die nun die Städtere-
gion Aachen sowie die Kreise Düren, Euskirchen, Heinsberg, den Rhein-Erft-
Kreis und den Rhein-Kreis Neuss umfasst. Zu den Gesellschaftern gehören ne-
ben diesen Gebietseinheiten auch die Handwerkskammern Aachen, Düsseldorf 
und Köln, die Industrie- und Handelskammern Aachen, Köln und Mittlerer Nie-






2. Strukturwandel und präventive Strukturpolitik 
Die Entwicklung einer Volkswirtschaft ist „durch dauernden strukturellen 
Wandel gekennzeichnet, das heißt im Zeitablauf ändert sich fortwährend 
die sektorale und regionale Aufteilung von Entstehung und Verwendung 
des Sozialproduktes“ (Thoss/Ritzmann 1984: 1). Dies ist i.d.R. ein eigen-
ständiger Prozess, der sich auf Basis gewachsener Standortfaktoren 
durch den Druck des Marktes und politischer sowie gesellschaftlicher 
Trends einstellt. Allerdings kann dieser Automatismus – sei es aufgrund 
externer Schocks (z.B. Einführung der DM in der ehemaligen DDR und 
damit eine nicht mehr wettbewerbsfähige Exportwirtschaft), sei es auf-
grund nicht rechtzeitig erkannter struktureller (technologischer) Verän-
derungen bzw. Brüche (z.B. Informationstechnologien und die damit 
einhergehenden Möglichkeiten zu einer veränderten räumlichen Ar-
beitsteilung) oder sei es aufgrund gesellschaftlicher bzw. politischer Ver-
änderungen (z.B. Reaktion auf Klimawandel) – zu unerwünschten sozial-
politischen, regionalen und gesamtwirtschaftlichen Ergebnissen führen. 
Der Staat versucht daher, durch gezielte Maßnahmen zu intervenieren.  
Wie in der folgenden Abbildung (Abb. 2) dargestellt, lässt sich dieser 
induzierte Strukturwandel in Abgrenzung zum „ungestalteten“ (gemeint 
ist der nicht bewusst beeinflusste und sich nur durch den Markt erge-
bende Strukturwandel) als „gestalteter“ Strukturwandel bezeichnen.  
Abbildung 2: Strukturwandel  
 
Quelle: Eigene Darstellung 






Im Folgenden wird zunächst einmal regionaler Strukturwandel (Kap. 2.1) 
beleuchtet. Kapitel 2.2 geht näher auf den gestalteten Strukturwandel 
ein, in dem die regionale und sektorale Strukturpolitik (siehe ebenfalls 
folgende Abbildung) betrachtet wird. Kapitel 2.3 beleuchtet die Umset-
zungsebenen von Strukturpolitik. Ob und wie eine präventive Struktur-
politik möglich ist und angewandt wird, soll in Kapitel 2.4 zusammenfas-
send erörtert werden. 
 
2.1 Regionaler Strukturwandel 
Unter regionaler (Wirtschafts-)Struktur kann zunächst einmal der Unter-
nehmensbesatz, die Struktur und ihre Beschaffenheit verstanden wer-
den (siehe innerer Kreis in Abbildung 3). Ferner können die Verflechtun-
gen und Beziehungen der regionalen Unternehmen untereinander und 
mit anderen Akteuren als Teil der regionalen Wirtschaftsstruktur im 
weiteren Sinne aufgefasst werden. Verflechtungen beziehen sich neben 
marktlichen und stofflichen Verflechtungen u.a. auf die intendierte und 
nicht intendierte Übertragung von Wissen, die in den Agglomerations- 
und Clusteransätzen an Beachtung gewonnen haben (z.B. Krugman 
1991). Letztlich ist auch die strategische Vernetzung und Koordination zu 
nennen, die sich etwa in einer abgestimmten Wirtschafts- und Innovati-
onsstrategie der Unternehmen wiederspiegelt. Dass die Beschäftigten 
hier nicht betrachtet werden, soll nicht heißen, dass sie für die regionale 






Abbildung 3: Regionale Wirtschaftsstruktur und Wandel  
 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Die regionale Wirtschaftsstruktur wirkt selber durch Angebot und Nach-
frage, etwa auf die Konsumgütermärkte und den Arbeitsmarkt, auf die 
regionale Wirtschaft. Abbildung 3 ordnet die Einflussfaktoren grob an-
hand der Frage, ob sie eher direkt den regionalen Wirtschaftsbesatz 
(rechte Seite) oder aber die Verflechtungen (linke Seite) beeinflussen. 
Ferner wurde danach sortiert, ob die beeinflussenden Faktoren der regi-
onalen Wirtschaftsstruktur eher endogen, also innerhalb der Region 
(unten), oder exogen, also außerhalb der Gestaltungs- und Kontrollmög-
lichkeiten einer Region (oben), bestimmt werden.  
Die in der Abbildung aufgelisteten Einflussfaktoren korrespondieren 





Bathelt/Glückler 2012). Der Begriff Standortfaktoren ist jedoch nicht 
umfassend genug, da sich erstens der Besatz an Unternehmen nur zu 
einem kleinen Teil aufgrund von bewussten Standortentscheidungen 
erklären lässt (Granovetter 1990). Zweitens werden zahlreiche Einfluss-
faktoren, wie Konjunktur, technischer Fortschritt, Produktlebenszyklus 
etc., nicht zu den Standortfaktoren gezählt. Sie beeinflussen jedoch 
maßgeblich die regionale Wirtschaftsstruktur. Gesellschaftliche und poli-
tische Trends und konjunkturelle Entwicklungen sowie, moderiert durch 
den technischen Fortschritt, Branchenentwicklungen und Produktle-
benszyklen bestimmen ganz entscheidend die Absatzmöglichkeiten und 
damit Profitabilität regional ansässiger Unternehmen. 
Das vielschichtige Zusammenspiel aller genannten und sicherlich zahlrei-
cher, nicht genannter Faktoren bestimmt, wie sich die regionale Wirt-
schaftsstruktur entwickelt. Regionen sind dabei unterschiedlich vulnera-
bel und anpassungsfähig in Bezug auf Schocks bzw. längerfristige endo-
gene oder exogene Veränderungsprozesse und damit in Bezug auf sozi-
alpolitische Verwerfungen. Konzepte wie Resilienz (z.B. Martin 2012) 
sind insbesondere im Rahmen der Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2007, 
aber auch im Rahmen der ökologischen Transformation sehr en vogue. 
Wir wollen im Folgenden grundsätzliche Überlegungen dazu anstellen, 
aufgrund welcher Faktoren Regionen Gefahr laufen, den wirtschaftlichen 
Anschluss zu verpassen:  
Dazu spielt zunächst einmal die Frage eine Rolle, ob es sich um eine eher 
großbetrieblich strukturierte Region handelt oder um eine Region mit 
vielen kleinen Unternehmen. Wobei nicht auf einer abstrakten Ebene 
bestimmt werden kann, welche Konsequenzen dies hat. So erscheint es 
zunächst einmal plausibel, dass bei einer hohen Dominanz einzelner 
Großunternehmen, die vertikal integriert Großteile einer Wertschöp-
fungskette in ihren Betrieben vollziehen, die Umsteuerung schwer ist. 
Allerdings können lange Wertschöpfungsketten in einer Region auch die 
Möglichkeit bieten, an vielen Stellschrauben anzusetzen und Kompeten-
zen weiterzuentwickeln. So ist die Umweltwirtschaft im Ruhrgebiet aus 
Resilienz und  
regionale Vulnerabilität 






der alten Montanindustrie und den daran angedockten Sektoren ent-
standen (Nordhause-Janz/Rehfeld 1995, 2012; Pizzera 2012).  
Seit den 1970er Jahren zeichnet sich eine Schwerpunktverschiebung von 
der Massenproduktion hin zu einer flexiblen Produktion und Spezialisie-
rung, von der innerbetrieblichen zur zwischenbetrieblichen Arbeitstei-
lung (Piore/Sabel 1984, 1985; Leborgne/Lipietz 1988) und damit zu einer 
räumlichen Neuausrichtung der Produktionsstandorte ab. Manche Regi-
onen verfügen dabei besonders stark über diese flexiblen Produktions-
einheiten verbunden mit hohen Anteilen wissensintensiver Wirtschafts-
sektoren, wohingegen andere Regionen (noch immer) eher großbetrieb-
lich strukturiert sind. Dies geht vielfach auch mit dem Bildungsgrad in 
diesen Regionen einher. Grundsätzlich sind Regionen mit gut ausgebilde-
ter und einem Wandel offen gegenüber stehender Bevölkerung (Grote 
Westrick/Rehfeld 2006) besser geeignet, auf Strukturbrüche zu reagie-
ren als andere Regionen. Wobei es sich dabei auch um eigendynamische 
Prozesse dergestalt handelt, dass Regionen mit wissensbasierten Bran-
chen und einer kulturell attraktiven und offenen Atmosphäre die soge-
nannte hochbegabte „Kreative Klasse“ anziehen (Florida 2002; 
Fritsch/Stützer 2007: 17).  
Aus einer hochflexiblen Produktion in kleinen Einheiten können sich 
jedoch auch Nachteile ergeben (z.B. Gärtner 2008), die wir hier auf die 
Frage der regionalen Vulnerabilität fokussieren möchten. So kann es u.a. 
zu sogenannten Lock-In-Effekten kommen, wenn es Unternehmen an 
Wissen über globale Trends mangelt und sie aufgrund vergleichsweiser 
seltener Anlageinvestitionen (auf Grund der geringeren Produktions-
mengen) und fehlender Forschung und Entwicklung nicht hinreichend 
Veränderungen erkennen und darauf reagieren können. Konzerne kön-
nen aufgrund ihres weltweiten Marktauftritts durchaus Vorteile in der 
Region bedingen, wenn sie Verantwortung und eine regionale Leitfunk-
tion übernehmen und Veränderungsprozesse anstoßen.  
Kleine Unternehmen  





Auf der anderen Seite kann durch stabile konsensorientierte großbe-
trieblich geprägte Beziehungsstrukturen der Niedergang einer Region 
ebenso begünstigt werden: In der Vergangenheit wurden diese Effekte 
oftmals für altindustrielle Regionen diskutiert, in denen sektorale Ab-
hängigkeiten durch politische Maßnahmen flankiert wurden. „Skleroti-
sche Milieus“ (Läpple 1994: 42) sind ein Erklärungsmuster für die Ent-
wicklung des Ruhrgebiets.  
So hängt die Frage der regionalen Vulnerabilität nicht alleine von der 
Größe der Unternehmen, sondern auch von der Art der bestehenden 
Beziehungen und der Rechts- und Organisationsform sowie von der re-
gionalen Verantwortungsübernahme ab (Prud’Homme van Reine, Dank-
baar 2011). Studien über das „Dritte Italien“, Baden-Württemberg oder 
auch Ost-Westfalen-Lippe zeigen, dass kleinere, in regionalen Netzwer-
ken agierende Unternehmen häufig zu einer hohen regionalen Stabilität 
führen, was teilweise auch in einer hohen reziproken Loyalität zwischen 
Unternehmensinhabern und Mitarbeitern begründet liegt (Gärt-
ner/Rehfeld 2009).  
Dass Regionen mit einer hohen Exportquote und einer hohen Speziali-
sierung ihrer Wirtschaftssektoren stark auf externe Schocks reagieren 
können, hat sich daran gezeigt, dass während des durch die Finanzkrise 
verursachten gesamtwirtschaftlichen Einbruchs in Deutschland vor allem 
die exportorientierten Regionen, wie Baden-Württemberg, litten und 
sich manche andere Regionen, vor allem in Ostdeutschland, äußerst 
stabil zeigten (Genosko et al. 2010). Allerdings ist es eine schwer vor-
stellbare regionalwirtschaftliche Empfehlung, daraufhin nur noch auf 
den lokalen Absatz fokussierte Wirtschaftselemente zu fördern.  
Unterschiedliche Branchen weisen ein sehr unterschiedliches räumliches 
Verteilungsmuster auf. So lässt sich grob aufzeigen, dass Dienstleistun-
gen grundsätzlich weniger stark konzentriert sind als das produzierende 
Gewerbe und dass „Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden“ 
und andere Branchen, die von naturräumlichen oder infrastrukturellen 
Standortvoraussetzungen abhängig sind, auf wenige Standorte kon-
Großbetrieblich geprägte  
Beziehungsstrukturen 
Regionale Exportquote  





zentriert sind (Alecke/Untiedt 2006; Sternberg/Litzenberger 2004). In 
historischer Perspektive sind die geographischen Verteilungsmuster 
durch naturräumliche Gegebenheiten (Flüsse, Berge, Seen oder Boden-
schätze) und nicht zuletzt aufgrund von Zufälligkeiten bzw. individuellen 
Entscheidungen entstanden. So waren zum Beispiel die reichhaltigen 
Kohlevorkommen und die günstige Verkehrslage an den Wasserwegen 
entscheidende Determinanten des rasanten Wachstums (und auch des 
Niedergangs) im Ruhrgebiet. Dies gilt in ähnlicher Weise für die IRR, wo 
sich energieintensive Industrien im Umfeld der Braunkohlekraftwerke 
aufgrund der sicheren und günstigen Verfügbarkeit von Strom angesie-
delt haben.  
Solche Regionen sind durch die hohe Abhängigkeit des wirtschaftsstruk-
turellen Kerns (z.B. Braunkohle) anfällig für externe Schocks (z.B. günsti-
ger Windstrom oder eine Abwertung der CO2-Zertifikate) und aufgrund 
der Endlichkeit der Bodenschätze von einer Zwangsläufigkeit eines ein-
setzenden Strukturwandels betroffen. Allerdings kann die Endlichkeit 
auch Unsicherheiten reduzieren und dazu führen, dass von den be-
troffenen Akteuren ein Strukturwandel frühzeitig eingeleitet wird, um 
Gestaltungsspielraum zu gewinnen und die Kompetenzen, die in der 
gesamten Wertschöpfungskette vorgehalten werden, können zu neuen 
wettbewerbsfähigen Sektoren weiterentwickelt werden.  
 
2.2 Regionale Struktur- und Kohäsionspolitik 
Strukturpolitik lässt sich grob in sektorale und regionale Strukturpolitik 
unterteilen und ist der Ausschnitt der Wirtschaftspolitik, die sich selektiv 
auf bestimmte Bereiche bezieht (z.B. schwächere Regionen oder Bran-
chen mit Entwicklungsdefiziten. Strukturpolitik ist in ihrer Anwendung 
und Wirkung häufig eine Mischung aus regionaler und sektoraler Politik, 
da die Entwicklungsdefizite bestimmter Branchen sich auf bestimmte 
Regionen konzentrieren und es in strukturschwachen Regionen umge-







ständlich kann es sich aber auch um die singuläre Förderung bestimmter 
Branchen ohne regionalen Fokus handeln. Da, im Rahmen einer präven-
tiven Strukturpolitik, der Handlungsrahmen aber ein regionaler ist – es 
geht ja nicht um die Rettung der Braunkohlewirtschaft als Sektor, son-
dern um die Zukunftsfähigkeit der IRR – konzentrieren sich die Ausfüh-
rungen im Folgenden auf regionale Strukturpolitik.  
Regionale Strukturpolitik hat unterschiedliche Bedeutungen, wird mit 
Begriffen wie Regionalpolitik oder regionale Wirtschaftspolitik synonym 
verwendet (z.B. Fürst et al. 1976: 4; Eckey 1995: 815) und ist nicht ein-
deutig von anderen Politikbereichen zu isolieren. Eckey (1995: 815) be-
zeichnet regionale Strukturpolitik als die Schnittmenge von Wirtschafts- 
und Raumordnungspolitik und Eickhof (2005: 3), der den Begriff Regio-
nalpolitik anstatt regionale Strukturpolitik verwendet, versteht darunter, 
„die Gesamtheit aller Maßnahmen, die darauf abzielen, die Entwicklung 
in einem Teilgebiet einer Volkswirtschaft zu beeinflussen.“ Dazu werden 
meist bestimmte Räume finanziell gefördert und Finanzströme umgelei-
tet. Die Regionalwissenschaft unterscheidet zwischen geplanten und 
ungeplanten raumwirksamen Finanzströmen. Zu den Finanzströmen mit 
geplanten Raumwirkungen lassen sich u.a. der Finanzausgleich, groß-
räumige Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen sowie Maßnahmen im Rah-
men der Struktur- und Raumordnungspolitik hinzuzählen. Finanzströme 
mit ungeplanten Raumwirkungen beinhalten z.B. Steuern, staatliche 
Subventionen und Sozialversicherungssysteme. Letztere schichten Kauf-
kraftpotenziale räumlich um und stabilisieren schwache Regionen nach-
frageseitig. Die Finanzströme mit ungeplanten Wirkungen auf den Raum 
werden – obwohl deutlich höher als die geplanten raumwirksamen Fi-
nanzströme (Fürst 1995: 679ff; BBSR 2011) – raumwissenschaftlich kaum 
betrachtet.  
Regionale Strukturpolitik verfolgt traditionell das Ziel einer ausgegliche-
nen Regionalentwicklung. Dies kann entweder sozialpolitisch oder 
wachstumspolitisch motiviert sein. Sozialpolitisch geht es darum, allen 
Menschen in allen Teilregionen gleichwertige Lebensverhältnisse zu 









gewähren. Im Rahmen einer wachstumsorientierten Zielsetzung steht 
hingegen schlicht die Frage im Vordergrund, in welcher Region eine För-
derung den gesamtwirtschaftlich größten Ertrag erzielt. Da es nach ne-
oklassischen Denkansätzen letztendlich zu einer ausgeglichenen Regio-
nalentwicklung kommt, also erwartet werden kann, dass schwache rück-
ständige Regionen zukünftig besondere Wachstumsraten aufweisen, 
werden durch Investitionen in diesen Räumen gesamtwirtschaftlich die 
größten Effekte erzielt. Nach diesem Denkmuster beschleunigt eine auf 
räumlichen Ausgleich setzende Strukturpolitik den natürlich stattfinden-
den Konvergenzprozess (Frey/Zimmermann 2005: 6) und ist somit zu-
gleich wachstumsorientiert. Wachstumspolitisch kann eine ausgleichs-
orientierte Strukturpolitik auch damit begründet werden, dass durch 
eine Nutzung aller Potenziale und Ressourcen in allen Räumen ein opti-
males volkswirtschaftliches Resultat angestrebt wird. Traditionelle Denk-
figur der regionalen Strukturpolitik ist ein Stadt-Land-Gefälle, das es aus 
sozialen und wachstumspolitischen Gründen zu überwinden gilt.  
Räumliche Ausgleichspolitik wurde in der Vergangenheit auch forciert, 
da in der öffentlichen und zu großen Teilen auch in der politischen Mei-
nung eine weitere Agglomerationsbildung als gesellschaftlich nicht er-
strebenswert angesehen wurde (Nonn 2004: 81ff). So weist Zimmer-
mann darauf hin, dass es „in den 1960er Jahren, als das erste Raumord-
nungsgesetz des Bundes entstand, `Entballungs´-Philosophien“ gab 
(Zimmermann 2003: 21).  
Davon abgesehen, dass sich mit der europäischen und deutschen Met-
ropolregionenpolitik (Leber/Kunzmann 2006) diese Philosophie ohnehin 
verändert hat, gilt auch die dem zugrundeliegende Stadt-Land-Denkfigur 
für Europa und die entwickelten Volkswirtschaften nicht mehr durch-
weg. So zeigen altindustrielle Regionen oder ehemalige Montanwirt-
schaftsgebiete mitunter eine höhere Strukturschwäche als manche länd-






Da bis weit in die 1980er Jahre aufgrund eines permanenten Wachs-
tums, und zwar bezogen auf die Wirtschaft und die Bevölkerung, räum-
lich und strukturell genügend Überschüsse verteilt werden konnten (z.B. 
Hahne 2005: 258), waren in der Vergangenheit die Konflikte zwischen 
Wachstums- und Ausgleichsbestrebungen gering. Seit Ende der 1990er 
Jahre zeichnet sich jedoch eine Verschiebung der europäischen und 
bundesdeutschen Strukturpolitik hin zu einer Ressourcenaktivierungs- 
und Wettbewerbspolitik ab. Dies liegt neben dem bereits erwähnten 
abnehmenden Wachstum auch an den immensen Herausforderungen im 
Rahmen der Wiedervereinigung, einer Wettbewerbsverschärfung im 
Rahmen der weltweiten Liberalisierung und der informationstechnologi-
schen Möglichkeiten sowie neuer Wirtschaftskonzepte und Regional-
entwicklungsstrategien: dazu zählen auf der theoriebasierten Ebene vor 
allem die Neue Wachstumstheorie oder die Neue Wirtschaftsgeographie 
(New Economic Geography), die aufgrund einer abnehmenden Bedeu-
tung von Transportkosten eine Verstärkung räumlicher Ungleichgewich-
te voraussagen und in den Agglomerationen, vor allem über Wissensspil-
lover (z.B. Krugman 1991), besondere Wachstumsschübe vermuten. Auf 
der Umsetzungsebene sind aktuelle Konzepte der Wirtschaftsförderung 
und Strukturpolitik, wie z.B. der Clusteransatz oder neuerdings das Kon-
zept „Smart Specialisation“, hinzu gekommen. 
So lässt sich resümieren, dass nachdem über Jahrzehnte das strukturpo-
litische Ziel des regionalen Ausgleichs im Vordergrund stand und dann 
seit den 1990er Jahren über neue, auf regionale Stärken lokalisierte In-
strumente der Regionalentwicklung vermehrt auf eine Förderung von 
Wachstumspolen gesetzt wurde, sich vor allem seit der Finanzkrise wie-
der eine etwas stärkere Betonung sozialer Ziele zeigt. Allerdings handel-
te es sich dabei – zumindest auf Ebene der EU – weniger um ein erset-
zendes als vielmehr um ein ergänzendes Instrumentarium. 
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2.3 Strukturpolitik und ihre Umsetzungsebenen  
Regionale Strukturpolitik findet auf verschiedenen räumlichen Ebenen 
statt. So ist regionale Strukturpolitik eine Mehrebenenpolitik, die sich 
von der EU-, Bundes-, Landesebene bis zur kommunalen Ebene vollzieht. 
In Deutschland sind die Zugriffmöglichkeiten auf die untere räumliche 
Ebene beschränkt (z.B. durch die verfassungsrechtlich garantierte kom-
munale Selbstverwaltung), wie gerade im Rahmen der Energiewende 
und der geplanten Stromtrassen sichtbar wird.  
Lammers (1998) unterscheidet die von der übergeordneten Raumebene 
betriebene Raumwirtschaftspolitik, die er als „Regionalpolitik“ bezeich-
net und die eine Umverteilung von Ressourcen organisiert, von der 
Standortpolitik, die federführend von den kommunalen Wirtschaftsför-
derungsorganisationen organisiert wird und eine Verbesserung des ei-
genen Standorts (Stadt, Kreis, Region) anstrebt. Die Standortpolitik wird 
unabhängig von den strukturpolitischen Zielen der höheren Raumebene 
betrieben, wie in Abbildung 4 dargestellt. Oft ergänzen sich die ver-
schiedenen Ebenen in ihren Zielen, z.B. wenn eine strukturschwache 
Region auf spezifische, auf Ausgleich ausgerichtete, regionalwirtschaftli-
che Entwicklungsprogramme der EU oder eines Bundeslandes reagiert. 
Die Unterscheidung zwischen Regional- und Standortpolitik ist keines-
falls banal, denn kommunale Wirtschaftsförderung kann unabhängig von 
gesamträumlichen Zielen eine egozentrierte Politik verfolgen. So kann es 
neben einer konsensorientierten Politik auch zu einer konfliktionären 
Standortpolitik kommen, wenn z.B. im Rahmen einer Clusterpolitik be-
stimmte Sektoren in bestimmten Regionen gefördert werden sollen, die 
im Rahmen der kommunalen Standortpolitik ebenso von nicht dafür 
vorgesehenen Regionen gefördert werden und dadurch Standortverla-
gerungen induzieren. Gleiches liegt im Rahmen einer ausgleichsorien-
tierten Regionalpolitik vor, wenn z.B. eine wohlhabende Region durch 
eine geschickte Wirtschafspolitik ihren Wohlstand erhöht und damit zu 
einer Vergrößerung der regionalen Wohlfahrtsgefälle beiträgt.  






Abbildung 4: Ebenen regionaler Strukturpolitik  
 
 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Gärtner 2008 
Im Rahmen dieses Gutachtens werden wir zunächst einmal die überge-
ordnete Raumebene (Regionalpolitik) der regionalen Strukturpolitik 
betrachten (Kap. 2.3.1), bevor wir uns dann in Kapitel 2.3.2 mit der Ebe-
ne der Standortpolitik auseinandersetzen. 
 
2.3.1 Strukturpolitik der übergeordneten Raumebene:  
Regionalpolitik 
Die EU-Politik ist auf der einen Seite bestrebt, eine liberale Marktord-
nung und einen wettbewerblichen Binnenmarkt sicherzustellen und auf 
der anderen Seite zielt der Artikel 174 des Vertrags über die Arbeitswei-
se der Europäischen Union (AEUV) auf den Abbau sozialer und wirt-
schaftlicher Disparitäten in den Mitgliedsstaaten und ihren Regionen ab. 
Die Europäische Union verpflichtet sich nicht nur zu einer Kohäsion der 
europäischen Regionen durch diverse Instrumente wie zum Beispiel die 
Einrichtung von Strukturfonds beizutragen, sondern zugleich werden die 
Mitgliedsstaaten zur Unterstützung dieser Ziele verpflichtet (Art. 175). 
Daran wird der bereits beschriebene Zielkonflikt zwischen den Raum-
ebenen sichtbar. Denn streng genommen kann z.B. die aktuelle hohe 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands die europäische Kohäsionspolitik 
mehrfach konterkarieren. So sorgt die gut laufende Exportwirtschaft in 
Deutschland für einen stabilen Euro-Kurs, was die Exportchancen ande-
Abbau von Disparitäten  
Kommunen, Kreise... 
Standortpolitik, z.B. kommunale Wirtschaftsförderung,  
Verbesserung des eigenen Standorts 
EU, Bund, Land 
z.B. Umverteilung von Ressourcen 
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rer Euro-Länder reduziert. Hinzu kommt, dass aufgrund der guten Leis-
tung der Bundesrepublik tendenziell das Wohlfahrtsgefälle zwischen den 
europäischen Regionen steigt.  
Zwar wurde in den Verträgen von Maastricht dem Ausgleichsziel ein 
höherer Stellenwert eingeräumt, was zu Lasten einer liberalen Ord-
nungspolitik ging (Klemmer 1998), jedoch hat sich in den 2000er Jahren 
unter dem Stichwort Lissabon-Strategie ein Wandel hin zu einer Ökono-
misierung der Regionalpolitik (Bruch-Krummbein 2008) ergeben. So 
wurde aufgrund der vielfältigen Herausforderungen im Zuge der EU-
Osterweiterung und mit der damit verbundenen Notwendigkeit der Mit-
telkonzentration, aber auch weil die Kohäsionspolitik einen Beitrag zu 
den Wettbewerbszielen der Lissabon-Strategie liefern sollte (de 
Bruijn/Lagendijk 2005: 1169; Bachtler/Wishlade 2004: 12; Gärtner 
2008), zunehmend (vor allem in der Förderperiode 2007-2013) versucht, 
die Förderung innerhalb der schwachen Regionen auf die (vermeintlich) 
wettbewerbsfähigen Wachstumspole zu konzentrieren bzw. die tatsäch-
liche Bedürftigkeit auf der regionalen Ebene nur noch bedingt als För-
derbedingung vorzugeben. Ohne eine Korrektur der Wachstumsziele 
vorzunehmen, wurden allerdings andere soziale (vor allem mit der Fi-
nanzkrise seit 2007) und ökologische Ziele der eigentlich auf Wachstum 
ausgerichteten Strategie Europa-2020 hinzugefügt. Da sich die Strategie 
Europa-2020 explizit mit Zielen wie Klimaschutz und -anpassung be-
schäftigt, kann ihr eine gewisse präventive Orientierung unterstellt wer-
den. Dabei geht es nicht nur darum, einen wahrgenommenen Kompro-
miss zwischen Wachstum und ökologischer Nachhaltigkeit zu überwin-
den, sondern es sollten sich gegenseitig verstärkende Ziele werden. Dies 
gilt auch vor der Überlegung, dass heutiger Klimaschutz wirtschaftlich 
sein kann (vgl. Bardt 2011: 6f).  
Die Europäische Kommission hat in ihrem „Assessment of Future Chal-
lenges for EU Regions“ (Commission of the European Communities 
2008) regionale Vulnerabilitäten für die Dimensionen Globalisierung, 
demographischer Wandel, Klimawandel und Energieversorgung ermit-
Ökonomisierung  






telt. Allerdings wird unterstrichen, dass dies kein Ersatz „for a detailed 
analysis of specific national and regional context” (ebd.: 4) sein kann. Für 
die Dimensionen Globalisierung und Energieversorgung sind die Ergeb-
nisse, die nur auf der Ebene der Nuts1-2 – Regionen (in NRW Regie-
rungsbezirke) vorliegen, in der folgenden Abbildung (Abb. 5) dargestellt. 
Je dunkler die Regionen eingefärbt sind, desto schlechter sind die Erwar-
tungen für 2020. Die die Innovationsregion Rheinisches Revier betref-
fenden Regierungsbezirke sind eingekreist. Danach sind die diesbezügli-
chen Aussichten im Bereich der Energieversorgung für den Regierungs-
bezirk Köln mit am besten für ganz Deutschland, wobei Deutschland, im 
Gegensatz zum stark auf Kernenergie setzenden Frankreich, insgesamt 
schlecht abschneidet. Aus diesem Ansatz wurde keine präventive Struk-
tur- oder Regionalpolitik entwickelt.  
Abbildung 5: Vulnerabilitätsindices für Globalisierung und Energieversorgung  
 
Quelle: COMMISSION OF THE EUROPEAN COMMUNITIES 2008: 7, 16 
Im Rahmen diverser Debatten und Gutachten wurde in den vergangenen 
Jahren die Frage gestellt, ob die Kohäsionspolitik erfolgreich war und 
über die „redistribution of funds“ (Barca 2009) hinausgeht. Insgesamt 
zeichnet sich allerdings nicht nur auf Ebene der EU, sondern z.B. auch im 
                                                          
1 Europäisches System zur statistischen Abgrenzung der Regionen [französisch = Nomen-
clature des unités territoriales statistiques]. 
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Rahmen der OECD oder Weltbank ein Bekenntnis zu einer raumsensib-
len Agenda ab, die unter dem Label „place-based“ von der „one-size-fits-
all-Philosophie“ abrückt und integrierte Strategien teilweise bis runter 
auf die Quartiersebene fordert (z.B. OECD 2011; Fernandez 2011; 
Stahlecker/Koschatzky 2010). Die OECD spricht sogar von einem Para-
digmenwechsel zu Beginn des 21. Jahrhunderts, wonach der zuvor do-
minierende, traditionelle sektorenspezifische Ansatz, in dessen Zentrum 
kurzfristige Förderungen von strukturschwachen Regionen standen, von 
einem ganzheitlichen, ortsbasierten zur Steigerung der regionalen Wirt-
schaftsleistung abgelöst wurde. Dieser Ansatz versucht, lokale Potenzia-
le zu identifizieren und zu fördern, um so die Wachstums- und Entwick-
lungsmöglichkeiten der Regionen zu verbessern und sektorale Politiken 
territorial zu integrieren. Allerdings bestehen unterschiedliche Auffas-
sungen zur Begrifflichkeit ortsspezifischer Politik [place based]: Während 
der amtierende Chefökonom der Weltbank (Gill) davon spricht, dass 
eine solche Politik ihre Ziele verfehlen müsse, da Wohlstand nicht gleich-
zeitig an alle Orte kommen könne, Wirtschaftswachstum per Definition 
räumlich unausgeglichen sei und ein Versuch dieses zu „verbreiten“ eher 
negative Effekte habe (Gill 2010), argumentieren Barca und McCann 
(2010) hingegen, dass nicht die Gleichverteilung von Wachstum im Vor-
dergrund stehe, sondern die Entwicklung ortspezifischer Strategien.  
Es geht also nicht mehr um die Umlenkung von Investitionen in struktur-
schwache Regionen, sondern um die spezifische Förderung vorhandener 
Stärken, z.B. im Rahmen einer Cluster- bzw. Smart Specialisation Politik, 
sowie um die Überwindung regionaler Schwächen und die Koordinierung 
übergeordneter Politikziele (z.B. Vermeidung des Klimawandels, Ge-
schlechtergleichstellung) auf einer regionalen bzw. lokalen territorialen 
Ebene. 
In der zurzeit laufenden Förderperiode (2014-2020) ist festgelegt, dass 
alle Regionen, also auch „stärker entwickelte Regionen“, von dieser 
place-based policy profitieren sollen, strategische Wachstumssektoren 
zu fördern sind (im Rahmen von ESF auch durch lebenslanges Lernen, 
Lässt sich Wachstum über  





Bildung und soziale Inklusion), raumbezogene integrierte Strategien mit 
Messsystemen zu entwickeln und zu überprüfen sind, mehr grenzüber-
schreitende Projekte gefördert werden sollen, die Kohäsionspolitik stär-
ker mit allgemeiner wirtschaftspolitischer Steuerung zu verknüpfen ist 
und ein Schwerpunkt auf dem Zugang zu Fremdfinanzierung und revol-
vierende Finanzinstrumente gelegt werden soll. Eine präventive Strate-
gie ist, außer im Bereich der Klimapolitik, zumindest nicht explizit in der 
Förderperiode 2014-2020 adressiert (Europäische Kommission 2013). 
Regionalpolitik in Deutschland 
Deutschland hat, auch aufgrund der föderalen Struktur, eine lange Tradi-
tion in der regionalen ausgleichsorientierten Strukturpolitik. Es existiert 
ein Gebot zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse in allen 
Teilräumen, das vor allem im Grundgesetz (GG) in Artikel 72 Absatz 2 
geregelt ist. Raumwirksam ist ebenfalls Artikel 106 GG, der den Finanz-
ausgleich zwischen den Ländern im Falle einer ungleichgewichtigen Ent-
wicklung bestimmt. Auch nimmt das Raumordnungsgesetz (§ 1 Abs. 2) 
Stellung und zwar durch ein Gebot der Herstellung „gleichwertiger Le-
bensbedingungen in allen Teilräumen“. 
Nach der Deutsch-Deutschen-Wiedervereinigung hat es allerdings – um 
nicht an seinen eigenen Ansprüchen zu scheitern - eine Relativierung des 
Passus in Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes gegeben. Der Passus 
wurde von der Einheitlichkeit in Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
verändert (vgl. Eickhof 2005: 2; Hahne 2005: 259), was einen größeren 
Interpretations- und Handlungsspielraum lässt. 
Traditionell wurde regionale Strukturpolitik in Deutschland vor allem 
durch die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur (GA), die 1969 zum Zwecke der Koordinierung 
der verschiedenen an der Strukturpolitik beteiligten Ebenen (Bund, Län-
der und Kommunen) eingeführt wurde, organisiert. Ziel war eine nach-
holende, vor allem industrielle Entwicklung der ehemaligen Zonen-









standsgebiete im Nachkriegsdeutschland (Crow 2001: 12). Die GA erleb-
te zwar eine Renaissance im Rahmen der Wiedervereinigung, spielte 
aber zwischenzeitlich, zumindest in der strukturpolitischen Debatte, 
keine explizite Rolle mehr, obwohl sie sich noch 2005 neu ausgerichtet 
hat und seitdem auch ein Förderangebot mit der Bezeichnung „Koopera-
tionsnetzwerke und Clustermanagement“ (Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie 2005) anbietet. Aufgrund der zu geringen Inves-
titionsfördermöglichkeiten und der geringen Fördersätze für struktur-
schwache Regionen in der aktuell laufenden EU-Förderperiode könnte 
jedoch die GA regionalpolitisch wieder an Bedeutung gewinnen (z.B. 
http://www.bmwi.de/DE/Themen/Wirtschaft/Regionalpolitik/gemeinsc
haftsaufgabe.html). Auch wenn die GA seit ihrem Bestehen 1969 häufig 
als zu starr, als zu sehr auf harte Infrastrukturen, als zu sehr an ökonomi-
schen Modellen und an regionalem Export orientiert bezeichnet wird, 
hat sie doch einen Beitrag zur Koordinierung der diversen raumwirksa-
men Politiken und insbesondere bei der Integration der EU-
Regionalpolitik in die Landespolitiken beigetragen.  
Regionale Strukturpolitik betreibt der Bund auch implizit durch raum-
wirksame Fachpolitiken im Bereich der Infrastruktur-, Arbeitsmarkt-, 
Innovations-, Technologie-, Existenzgründungs- und Mittelstandspolitik 
(Schrumpf/Müller 2001: 36ff). Seit den 1990er Jahren orientiert sich die 
Forschungs- und Innovationspolitik, zum Beispiel im Rahmen der „de-
zentral koordinierten Technologiepolitik“ (Rehfeld 1999: 28), stärker an 
Netzwerken und vor Ort vorhandenen Kompetenzen.  
Die Struktur- bzw. Kohäsionspolitik innerhalb der Bundesländer ist nicht 
einheitlich organisiert und die Bereitschaft, Disparitäten hinzunehmen, 
ist unterschiedlich ausgeprägt. Insgesamt zeigt sich auf Länderebene 
ebenfalls eine Tendenz, die Struktur- und Kohäsionspolitik stärker an 
wettbewerbsfähigen Potenzialen auszurichten. 






2.3.2 Standortpolitik: Die Gegenstrombewegung  
Bei der allgemeinen Diskussion um regionale Strukturpolitik wird oftmals 
die Standortpolitik, also die (lokale/regionale) Umsetzungsebene, ver-
nachlässigt. Dabei ist zu beachten, dass sich die Akteure der Standortpo-
litik keineswegs auf die kommunalen Wirtschaftsförderungsämter be-
schränken. So wird Standortpolitik als regionale Wirtschaftspolitik von 
einer Vielzahl von Akteuren gemeinsam getragen. Wenn man Wirt-
schaftsförderung als eine Daseinsvorsorge der kommunalen Hand be-
zeichnen kann, so ist Standortpolitik das gemeinsame Produkt der regio-
nalen Akteure. Neben anderen städtischen Ämtern (z.B. Stadtplanungs-
amt, Umweltamt usw.) sowie halbstaatlichen Einrichtungen wie Kam-
mern, öffentliche regionale Banken und Forschungs- und Bildungsein-
richtungen sind auf der einen Seite auch die Unternehmen am Standort 
relevant, die mit ihren Kompetenzen das Standortgefüge ausmachen 
und bereit sind, regionale Verantwortung zu übernehmen. Ferner ist die 
Zivilgesellschaft ebenso hinzuzurechnen.  
Wahrgenommene und angeeignete (Lebens-)Räume, Netzwerke und 
Wertschöpfungsketten orientieren sich nicht an administrativen Ge-
bietskulissen. Städte und Regionen weisen arbeitsteilige Strukturen auf 
und können gegenseitig zu einer prosperierenden Entwicklung beitra-
gen. Diese komplementären Ausbreitungseffekte können und sollten 
sich sowohl raumstrukturell hierarchisch, also zwischen den Zentren und 
der Peripherie, als auch zwischen raumstrukturell gleichwertigen Raum-
gebilden einstellen. Für Städte und Regionen ergeben sich daher auf der 
Handlungsebene diverse, sich ergänzende und überlagernde Raumbezü-
ge (Gärtner 2011). 
Städte mit klarem Profil und einer positiven international wahrgenom-
menen Reputation, wie Paris, London oder auch München, genauso wie 
Städte mit einer langen Tradition als Dienstleistungs- und Wissensstadt 
(z.B. Darmstadt, Freiburg oder Tübingen) haben es einfacher, in der glo-









Talente anzusiedeln im Vergleich zu peripheren Regionen oder altindust-
riellen Städten. Images lassen sich nicht aus dem luftleeren Raum kreie-
ren, sondern benötigen in der Regel regionale Wurzeln und müssen vor 
Ort gelebt werden. Zwar sind auch radikale Brüche möglich, diese müs-
sen aber konsequent stattfinden und gelebt werden (Grote West-
rick/Rehfeld 2006).  
Auch schöpfen altindustrielle Städte teilweise Potenziale aus ihrer ver-
meintlichen Strukturschwäche und damit ist nicht nur der Zugang zu 
Fördermitteln gemeint. So ergeben sich z.B. im Rahmen des Struktur- 
und Siedlungswandels immer wieder Flächen- und Gebäudeleerstände, 
die temporär oder dauerhaft für kulturelle oder ökonomische Aktivitä-
ten genutzt werden können. Dies ist im Ruhrgebiet im Rahmen der In-
ternationalen Bauausstellung Emscher Park (IBA Emscher Park) bis 1999 
recht spektakulär gelungen. Dabei hat man bewusst das altindustrielle 
architektonische Erbe in Form von leergefallenen Industriegebäuden als 
Landmarke und zur Identifikation genutzt und symbolisch bzw. kulturell 
in Wert gesetzt. Dass solche Räume wichtig für die Hotspots der kreati-
ven Szene sind, ist mittlerweile in der Stadtentwicklung und Wirtschafts-
förderung in urbanen Räumen angekommen, allerdings zeigen sich auch 
in eher ländlichen Regionen, aufgrund von Leerstand und ökonomisch 
untergenutzten Räumen, Potenziale (Flögel/Gärtner 2011). Allerdings 
handelt es sich i.d.R. um Einzelbeispiele, die keinen selbsttragenden 
ökonomischen Aufschwung induzieren.  
Das Dilemma dabei ist aber, dass Räume vor allem in monostrukturier-
ten altindustriellen Räume in der Peripherie leer fallen (Sandeck/Simon-
Phillip 2008), da in prosperierenden Räumen solche Flächen oder Ge-
bäude schnell nachgenutzt werden. Im Rahmen einer zunehmenden 
Mobilität, abnehmender Standort- und Raumbindung sowie neuer Le-
benskonzepte können die unterschiedlichen Raumkosten jedoch Wan-
derungen ins nähere und weitere Umland bewirken, wovon eine Region 
wie die IRR profitieren könnte. So werden beispielsweise ländlichere 
Räume im Umfeld von Agglomerationen in Folge des Rückgangs land-
Strukturschwäche  
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wirtschaftlicher Erwerbstätigkeit von neuen Nutzern wie „Töpfern, Bild-
hauern und Pferdezüchtern, den Baumschulen und Fitnessfarmen, den 
Meditationszentren und chinesischen Medizinschulen“ (Kunzmann 2001: 
219) genutzt.  
 
2.4 Politische Diskurse zur präventiven Strukturpolitik 
Seit den 1970er Jahren lassen sich Debatten zu einer präventiven Struk-
turpolitik nachzeichnen. Einer der frühen Begründer einer solchen Philo-
sophie ist Rembser, ein Vertreter des Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie, der von der Einleitung eines aktiven Strukturwandels 
sprach (vgl. Rembser 1977: 5). Der wirtschaftliche und soziale Wandel 
sollte mithilfe staatlicher Förderung von Forschung und Entwicklung 
(FuE) mit dem Ziel gelenkt werden, „für unsere Gesellschaft insgesamt 
akzeptable und für unsere Volkswirtschaft leistungsfähige Strukturen zu 
sichern bzw. zu verwirklichen“ (ebd.: 7). Rembsers Ausführungen klingen 
nicht unmodern, indem er daraufhin hinweist, dass Deutschland sich auf 
die Produktion von spezialisierten Produktions- und Investitionsgütern, 
für die aufgrund der globalen Industrialisierung langfristig eine hohe 
Nachfrage bestehen wird und mit denen durch technologischen Fort-
schritt und hochqualifizierte Arbeitskräfte ein großer Wettbewerbsvor-
teil vorliegt, konzentrieren sollte. Dabei wird betont, dass die Verant-
wortung und Initiative für industrielle Forschung und Entwicklung bei 
der Industrie liegen sollte (vgl. ebd.: 15).  
Im Kern geht es Rembser darum, mittel- bis langfristige wirtschaftspoliti-
sche Ziele nur als groben Rahmen zu verstehen und staatliche Hilfen in 
Form von Fördermaßnahmen dagegen flexibler und stärker zeitlich limi-
tiert zu organisieren. Dadurch sollte das Förderspektrum erweitert wer-
den, um so gezielte Hilfen für Innovationen und vor allem für eine stär-
kere Einbeziehung kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) zu gewähr-
leisten (Rembser 1977: 26). Dennoch sei es Aufgabe des Staates, gefähr-






Rembser ging es im Rahmen seines Konzepts des präventiven Struktur-
wandels nicht darum, Prognosekapazitäten aufzubauen und perspektivi-
schen Krisen frühzeitig spezifisch entgegen zu wirken, als vielmehr um 
den Aufbau von Netzwerken und der Forschungs- und Innovationsförde-
rung, da „Technologie und wissenschaftliche Forschung einen Beitrag 
dazu leisten können, dass Probleme oder Krisen gar nicht erst auftre-
ten.“ Dabei sollen sich die Förderungsmaßnahmen nicht an der Branche 
orientieren, sondern an den Technologien, da sie Potenziale für die ge-
samte Volkswirtschaft mit sich bringen (Rembser 1977: 39). 
Aufgegriffen wurde das Thema unter dem Label „vorausschauende 
Strukturpolitik“ auch von Gewerkschaften und Arbeitnehmervertrete-
rinnen und -vertretern, denen es u.a. darum ging, die Modernisierung 
der Strukturpolitik im Rahmen des Konzepts der „Innovationsorientier-
ten Regionalpolitik“ der frühen 1980er Jahre mitzugestalten. Die Innova-
tionsorientierte Regionalpolitik, die anstrebte, die staatliche Wissen-
schafts- und Technologieförderung mit der regionalen Strukturpolitik zu 
verzahnen und zunehmend in benachteiligte Regionen fließen zu lassen, 
sollte zur vorausschauenden Strukturpolitik ausgebaut werden (Bö-
mer/Noisser 1981). Pfeiffer (1982), damaliger geschäftsführender Bun-
desvorstand des DGB, kritisiert, dass die Globalsteuerung, die durch 
Grundgesetz und Stabilitäts- und Wachstumsgesetz versucht, die Bun-
desrepublik im gesamtwirtschaftlichen Gleichgewicht zu halten, „auf die 
regionale Entwicklung und auf Branchenkonjunkturen und -krisen keine 
Rücksicht“ nehme. Die gewerkschaftliche Konzeption – die Pfeiffer als 
Antwort vorschlägt – sieht neben einer institutionalisierten gesamtwirt-
schaftlichen wie regionalen Mitwirkung der sozialen Gruppen an einer 
Meinungs- und Willensbildung für wirtschaftspolitische Entscheidungen 
eine vorausschauende „Strukturpolitik, die nicht im Nachhinein sektora-
le wie regionale Fehlentwicklungen zu bereinigen versucht, sondern 
beabsichtigt, diese von vornherein zu vermeiden“ (623), vor. „Um dies 
leisten zu können“ – führt er weiterhin aus und verfolgt damit eine an-
dere Auffassung als Rembser – „benötigt sie ausreichende Prognoseka-










pazitäten. Dabei muss man sich bewusst bleiben, daß es eindeutige, 
nicht zu bezweifelnde Vorhersagen nicht geben kann, daß es bestenfalls 
plausible `glaubhafte’ Aussagen über die zukünftige Gestalt von Regio-
nen und Sektoren ermöglich macht.“ (625). Leider bleibt er recht allge-
mein, indem er vorschlägt, dass „die mit jeder vorausschauenden Politik 
verbundenen `Schätzurteile´ und die Vermittlung zwischen Interessen im 
vorparlamentarischen Raum mit den Wirtschafts- und Sozialräten abge-
klärt werden“ sollten (626). 
Thoss und Ritzmann (1984) setzen mit ihrer Arbeit „Informationsgrund-
lagen für die vorausschauende Strukturpolitik“ ebenso an der Global-
steuerung an und wollen u.a. zu einem qualitativem Wachstum, Vollbe-
schäftigung der vorhandenen Produktionsfaktoren und einer gleichge-
wichtigen Entwicklung von Angebot und Nachfrage auch auf regionaler 
Ebene beitragen. Dabei müssen politische Entscheidungsträger die künf-
tig wünschenswerte ökonomische Struktur ableiten und die dazu geeig-
neten wirtschaftspolitischen Instrumente koordiniert einsetzen. Die 
Strukturpolitik muss nach ihrer Auffassung Nachfrage und Angebot in 
den Sektoren und Regionen einer Volkswirtschaft mithilfe staatlicher 
Maßnahmen und im Einklang mit der Geld- und Außenwirtschaftspolitik 
beeinflussen.  
Thoss und Ritzmann (1984: 4f) unterscheiden zwei strukturpolitische 
Strategien: Erstens die defensive Strategie, bei der es um das Bremsen 
des Strukturwandels geht, ohne den Wandel auf Dauer verhindern zu 
können. Als plakatives Beispiel lässt sich die Einführung des Kohlepfen-
nigs 1974 in Deutschland anführen, mit dessen Hilfe die deutsche Stein-
kohle subventioniert und wettbewerbsfähig gehalten wurde. Eine Ver-
langsamung des Strukturwandels wird jedoch auf Dauer die Konkurrenz-
fähigkeit einer Volkswirtschaft negativ beeinflussen. Als zweite und prä-
ferierte Möglichkeit führen sie die vorausschauende Strukturpolitik an: 
„Eine solche Politik wäre darauf angelegt, rechtzeitig – eben voraus-
schauend – strukturelle Fehlentwicklungen – also ungleichgewichtige 
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Entwicklungen von Angebot und Nachfrage in Sektoren (und/oder Regi-
onen) – zu vermeiden“ (Thoss/Ritzmann 1984: 5). 
Dazu sollten Wachstumsbranchen wirksam gefördert und der Rückzug 
aus schrumpfenden Bereichen frühzeitig begonnen werden. „Auf diese 
Weise könnte die Gefahr von Fehlinvestitionen in Berufsausbildungen 
und Produktionsanlagen, die künftig nicht mehr benötigt werden, ver-
mindert und damit ein möglichst friktionsarmer Verlauf des notwendi-
gen Strukturwandels erreicht werden“ (Thoss/Ritzmann 1984: 5). Sie 
unterstreichen, dass für eine vorausschauende Strukturpolitik ein hoher 
Informationsbedarf in Form von Analysen, Prognosen und Projektionen 
entsteht (ebd.: 6). Daher sei die Regierung in der Pflicht, aktiv die Quali-
tät ökonomischer Prognosen zu verbessern (ebd. 1984: 8). Ein damaliges 
Allheilmittel, auf das sich auch Pfeifer (1982) bereits bezog, ist die Struk-
turberichterstattung (SBE), die zwischen 1978 und 2001 existierte. Sie 
wurde von den führenden Wirtschaftsinstituten durchgeführt und sollte 
die Ursachen und Entwicklungslinien des sektoralen und regionalen 
Strukturwandels analysieren. In die SBE sollten jedoch keine Struktur-
prognosen einbezogen werden, um die Gefahr von Gewährleistungsan-
sprüchen zu vermeiden. Thoss und Ritzmann (1984: 19ff) haben ver-
sucht, auf Grundlage der bestehenden SBE, das Prognoseproblem zu 
lösen, und haben für die vorausschauende Strukturpolitik Strukturpro-
jektionen aufgestellt und schließlich die SBE durch Regionalisierung er-
gänzt.  
Bei Betrachtung der dargestellten Konzepte fallen drei Aspekte auf: 
Erstens weisen alle drei auf die unmittelbar einleuchtende Progno-
seproblematik hin, die entweder durch die Vermeidung umfassender 
Prognosen oder durch den Aufbau von Prognosekapazitäten gelöst wer-
den soll. Zweitens verbleiben die Ausführungen i.d.R. auf einer modell-
haften, appellativen Ebene und betonen zwar die Notwendigkeit, die 
regionale Ebene stärker zu fokussieren, allerdings mehr oder weniger 
implizit aus einer Makroperspektive. So sind die Anforderung vor allem 
an Bundesebene bzw. die Bundesbank (Geldpolitik) adressiert und es 
früher Rückzug, um  






wird kein Bottom-up Ansatz dargestellt. Und drittens fällt auf, dass wir 
uns heute bezüglich einer präventiven/vorausschauenden Strukturpolitik 
noch auf einem ähnlichen Stand bewegen wie in den 1980er Jahren.  
Dazu haben wir als Hypothesen folgende Begründungen anzubieten: So 
zeichnet sich bereits seit den 1960er Jahren ein Cultural Turn (Barnett 
2001) in der Wissenschaftsdebatte ab, der z.B. das Ignorieren der Aus-
wirkungen von Kultur auf das soziale und ökonomische Leben kritisiert 
(Blotevogel 2003). Sozialwissenschaften, wovon auch die Raum- bzw. 
Planungswissenschaften nicht verschont bleiben, entwickelten daraufhin 
eine kritische Haltung gegenüber positivistischen Wirtschaftsmodellen, 
die versuchen, basierend auf quantitativen Daten, die Zukunft zu be-
stimmen (z.B. Krieg 2008). Verstärkt wurde dies in den internationalen 
Raumwissenschaften durch fehlgeleitete auf Regionalprognosen basie-
rende zentralistische Planungen der französischen Regionalsteuerung als 
auch durch schlechte Prognoseerfolge der makroökonomischen Kon-
junkturschätzungen. Hinzu kam, dass die bundesdeutsche Tagespolitik 
durch den Fall der Mauer, die rasche Wiedervereinigung und die daran 
anschließende Transformation überrascht wurde. Dies zeigte einerseits, 
wie schnell sich Entwicklungen durch makroökomische bzw. geopoliti-
sche Ereignisse verändern können (hinzu kamen weltweit andere Krisen 
wie die Tequila- und Asienkrise) und zweitens erforderte dies ad hoc 
Maßnahmen, die keinen Raum für eine langfristige Perspektive eröffne-
ten. Im Zuge der politischen Transformation Osteuropas und Russlands 
und einer weltweiten neoliberalen Wirtschaftsordnung wurden ferner 
politische Konzepte, die nach Planung und Steuerung aussahen, versucht 
zu vermeiden.  
Auf der anderen Seite ist es denkbar, dass eine perspektivische Struktur-
politik partiell durch die Hintertür eines veränderten regionalpolitischen 
Instrumentariums Wirklichkeit wurde. Denn durch die auf regionale 
Stärken basierenden Förderinstrumente, z.B.im Rahmen der Cluster- 
oder Wettbewerbspolitik, wird versucht auf zukunftsfähige wettbe-
werbsfähige Sektoren zu setzen. Dies führt - wie bei der Debatte um 
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vorausschauende Strukturpolitik - immer wieder zu der Frage, wie ex 
post zu ermitteln ist, welche Felder in welcher Region zukünftig wettbe-
werbsfähig sein werden und gefördert werden sollten.  
Ferner könnten der in Deutschland ausgeprägte Korporatismus und der 
rheinische Kapitalismus (Albert 1991) ausgeprägte Elemente einer vo-
rausschauenden Strukturpolitik behindern oder partiell unnötig machen, 
da sie bereits inkludiert sind. So schreibt Weingarten (2010): „In 
Deutschland haben sich über Jahrzehnte hinweg bewährte Verhand-
lungs- und Aushandlungssysteme zwischen den Sozialpartnern und der 
öffentlichen Hand etabliert, so dass sich der Stellenwert einer Antizipa-
tion des Wandels bisher nicht in die Debatte um die Gestaltung von 
Restrukturierung und des Strukturwandels hat etablieren können“ 
(Weingarten 2010: 13). Ob dabei eher ein „Wandel wider Willen“ (Hein-
ze 2006) überwiegt, der als sklerotische Netze zwischen Sozialpartnern 
und dem Staat häufig dem Ruhrgebiet attestiert wird, oder ein Aushand-
lungsprozess zwischen diesen Partnern häufig geräuschlos von statten 
geht, aber durchaus auf einem hohen Niveau und aufgrund des vielfälti-
gen Wissens und der Kompetenz der beteiligten Partner auch präven-
tiven bzw. perspektivischen Charakter haben kann, kann an dieser Stelle 
nicht eindeutig geklärt werden.  
Die Vorteile und höhere Effizienz vorsorgender Politiken liegen auf der 
Hand und werden seit langen diskutiert. Trotz aller Rationalitäten ist die 
Bereitschaft einer vorsorgenden Politik relativ gering ausgeprägt, was 
insbesondere im Rahmen der Strukturpolitik gilt. Dies liegt wahrschein-
lich auch daran, dass hier – anders als beim Klimawandel (obwohl hier 
die Umsetzung auch weiter hinter den Zielen hinterherhinkt) – nicht eine 
wirklich existenzielle Katastrophe droht und die Unsicherheiten, ob es 





3. Konturen einer präventiven Strukturpolitik 
Um zu beschreiben, welche Elemente eine präventive Strukturpolitik 
haben müsste und um zu prüfen, wann und in welchen Bereichen Struk-
turpolitik präventiv oder zumindest perspektivisch war oder ist, wollen 
wir in diesem Kapitel einerseits die groben strukturpolitischen Linien 
zusammenfasend betrachten und dabei die diversen Elemente der struk-
turpolitischen Instrumente (im weiteren Sinne) fokussieren (Kap. 3.1). 
Dabei geht es darum zu reflektieren, inwieweit einzelne Ansätze per-
spektivische Elemente enthalten bzw. sich daraus Lerneffekte für eine 
präventive Strukturpolitik ergeben können. Zweitens wollen wir eine 
systematische Recherche hinsichtlich der Frage, ob sich im In- und Aus-
land Programme bzw. Beispiele finden lassen, die helfen das Produkt 
„präventive Strukturpolitik“ zu verstehen und aus denen sich wiederum 
Lerneffekte für die IRR ableiten lassen, dokumentieren (Kap. 3.2). Das 
abschließende Unterkapitel versucht, basierend auf den zuvor darge-
stellten Ergebnissen, anhand einiger Dilemmata eine Annäherung an 
präventive bzw. perspektivische Strukturpolitik zu erreichen (Kap. 3.3.). 
3.1 Elemente präventiver Strukturpolitik  
In der folgenden Abbildung haben wir die struktur- und regionalpoliti-
schen Instrumente/Ansätze und die dahinter stehenden Konzepte und 
Theorien chronologisch festgehalten. Wir betrachten dabei, ob und in 
welcher Weise die strukturpolitischen Instrumente einen präventiven 
Charakter haben bzw. präventive Elemente aufweisen. Dies geschieht 
aus einer bundesdeutschen Perspektive, nimmt aber globale Trends auf, 
vor allem die europäische Regionalpolitik. Als Rahmen stellt die Abbil-
dung ferner die wirtschaftliche und technische Entwicklung sowie den 






Abbildung 6: Strukturpolitische Entwicklungslinien  
 
Quelle: Eigene Darstellung 
Wie bereits erwähnt, ging es im Nachkriegsdeutschland vor allem da-
rum, Wachstum zu verteilen und daher den Anschluss des peripheren 
Raums an die Wachstumszentren zu organisieren. Hauptinstrumentari-
um war die GA, die durch Anreize versuchte Produktionsunternehmen 
mit Fernabsatz anzusiedeln. In dieser traditionellen auf regionalen Aus-
gleich ausgerichteten regionalen Strukturpolitik wurden vor allem nach-
frageorientierte Ansätze, z.B. in Form der Exportbasistheorie, verfolgt. 
Die Theorie sieht im Güter- und Dienstleistungsexport einer Region den 
Motor für wirtschaftliche Entwicklung. Die Anhänger dieser Theorie ge-
hen davon aus, dass die wirtschaftliche Aktivität einer Region am stärks-






bezeichnet wird, stimuliert werden kann. Im Rahmen dieser Investition-
sumlenkungspolitik wurde später versucht, nicht nur allgemein Investiti-
onen in strukturschwache Regionen umzulenken, sondern diese dort auf 
bestimmte Wachstumspole zu konzentrieren (vgl. Becher/Rehfeld 1987). 
Im Rahmen der Wachstumspolpolitik kam es dann auch zum Aufbau von 
allgemeinen (Bildungs-)Infrastrukturen. Diese Politik wurde seit den 
1980er Jahren – im Rahmen einer Politik, die immer weniger auf Groß-
konzerne setzte – ergänzt, indem gezielt Gründer- und Technologiezen-
tren entwickelt wurden und eine Vernetzung zu Hochschulen und For-
schungsinstituten angestrebt wurde. Nachdem im Rahmen der innovati-
onsorientierten Regionalpolitik zunächst versucht wurde, diese Investiti-
onen vor allem in benachteiligte Regionen fließen zu lassen (vgl. Bömer/ 
Noisser 1981), wurden im Rahmen einer stärker an regionalen Kompe-
tenzen ausgerichteten Politik seit den 1990er Jahren Forschungs- und 
Bildungsinvestitionen gezielt in Regionen gelenkt, in denen bereits spezi-
fische wettbewerbsfähige Kerne vorhanden sind. 1995 wurde beispiels-
weise vom BMBF der Wettbewerb BioRegio ausgerufen, der anstatt 
Einzelprojekte Regionen im Verbund förderte. Teilnehmen konnten 
Netzwerke in allen Regionen, unabhängig von der regionalen Bedürftig-
keit. Zugunsten einer effizienteren Technologieentwicklung wurde damit 
in Kauf genommen, dass sich die regionalen Disparitäten verschärfen 
können (vgl. Koschatzky 2002).  
Vor allem der Ansatz der GA ist keineswegs präventiv, so wird versucht 
periphere, rückständige Regionen und seit den 1970er Jahren zuneh-
mend auch altindustrielle Regionen im Nachhinein durch Subventionen 
für Investitionen interessant zu machen. Der Infrastrukturaufbau kann 
hingegen – - wie z.B. der Aufbau einer Hochschullandschaft zeigt (vgl. 
Kap. 3.2) – durchaus präventiv sein. Dies gilt sowohl für den allgemeinen 
Aufbau von Infrastrukturen in benachteiligten Regionen als auch für den 
wettbewerbsorientierten Aufbau, der an endogenen Stärken ansetzt.  
Vorteil dieses recht einfach gehaltenen Ansatzes der Investitionsumlen-








Förderung kommen, was anhand verschiedener Kriterien (regionale 
Bedürftigkeit) bestimmt wird. Zum anderen müssen keine Entscheidun-
gen zur Zukunftsfähigkeit einzelner Sektoren in bestimmten Regionen 
getroffen werden. Daher sind keine Prognosen notwendig.  
Die GA, die in ihren Anfangsjahren ausschließlich der Exportbasistheorie 
folgte, wurde als überzentralisierend, unitarisierend und mit dem Subsi-
diaritätsprinzip unvereinbar (Waniek 1995: 179f) sowie als ineffizient 
und als regionaldarwinistisch (Läpple 1998) kritisiert.  
Es wurde angeführt, dass eine ausschließliche Betrachtung der Exportak-
tivitäten und der Fokussierung auf Industrieprodukte das endogene Po-
tenzial vernachlässige. Als Gegenmodell wird daher aus einer globalisie-
rungs- und wachstumskritischen Perspektive (z.B. Friedmann/Weaver 
1979; Hahne 1985; Hahne/von Stackelberg 1994; Kappel 1999: 434) seit 
den 1970er Jahren eine dezentrale, endogene Entwicklung gefordert. 
Stellvertretend für eine ganze Reihe ähnlicher Ansätze kann auf das Kon-
zept der intraregionalen Potenziale von Hahne (1985) verwiesen wer-
den. Ausgangspunkt bildet dabei die Annahme, dass die räumlich funkti-
onale Arbeitsteilung nur bestimmte, überregional nachgefragte Fähigkei-
ten und Potenziale nutzt, während andere verkümmern. Dadurch wer-
den Ressourcen wie Segmente des Arbeitsmarktes, handwerkliche Fä-
higkeiten, Traditionen sowie kulturelle und ökologische Potenziale nicht 
effizient und innovativ eingesetzt (Hahne 1985; Hahne/von Stackelberg 
1994; Gärtner 2008). 
Das Thema alternative ökonomische Entwicklungsmodelle (vgl. Gibson-
Graham 1996; Leyshon et al. 2003) hat einerseits durch die Debatte über 
eine ökologische Transformation und anderseits durch die Finanzkrise 
seit 2007 und die damit verursachte soziale Exklusion, die sich auch 
räumlich zeigt, eine Renaissance erfahren (Hillebrand/Zademach 2013). 
Auch wenn Konzepte wie „Lokale Ökonomie“ (Weck 2005; Neuman 
et al. 2007; 2010;), die sich mit der ökonomischen Revitalisierung der 
Quartiersebene auseinander setzen, seit rund 20 Jahren eine Rolle spie-
len, hat das Thema alternative Konzepte mit Ansätzen wie „Social Busi-
Kritik an der GA 







ness“ (z.B. Yunus 2010), „Social Entrepreneurship“ (z.B. Martin/Osberg 
2007) bzw. „Social Impacts Business“ (Beckmann 2011) oder „Social 
Enterprise“ (z.B. Galera/Borzaga 2009) eine neue Bedeutung auch in der 
EU-Förderlandschaft erlangt. Diese Ansätze gehen mit einem politischen 
und gesellschaftlichen Wertewandel einher, setzen stärker auf einen 
Bottom-up als auf einen Top-down Ansatz und basieren stärker als frü-
her auf Eigenverantwortlichkeit. Explizit präventiv sind diese Ansätze 
nicht, allerdings können sie eine Rolle als Antivulnerabilitätsanker einer 
Region spielen. Denn es kann davon ausgegangen werden, dass eine 
Region, die über diverse, wirtschaftlich tätige Unternehmens- und Orga-
nisationsformen verfügt und in der Unternehmen und die Zivilgesell-
schaft regionale Verantwortung übernehmen, resilienter gegenüber 
Krisen ist (vgl. hierzu Kap. 2.1) und – um in Modellen der Exportbasis-
theorie zu bleiben – sich dadurch die regionale Multiplikatorwirkung 
erhöht.  
Ausgangspunkt einer solchen Überlegung ist ein systemisches Verständ-
nis von räumlicher Ökonomie. Wie in Abbildung 7 dargestellt, fließen 
verschiedene (monetäre) Ströme in und aus einem Raum. Für ein 
Wohnquartier wären dies vor allem Einkommen, Transferzahlungen und 
Investitionen. Gleichzeitig fließen monetäre Ströme aus einem Quartier 
hinaus, wie Ausgaben für den externen Konsum (z.B. Energiekosten), 
Steuern, Sozialabgaben und Renditen.  
  








Abbildung 7: Systemische Betrachtung quartiersökonomischer Prozesse 
 
Quelle: Flögel/Gärtner 2011 
Das spezifische quartiersinterne Angebot an Wohnraum, Bildung, Kultur, 
Nahversorgung aber auch Freiraum bestimmt die Lebensqualität vor Ort 
mit und ist Verursacher monetärer Strömungen sowie von Identität und 
Image. Wenn ein größerer Teil der Kaufkraft in einem Raum verbleibt, 
kann angenommen werden, dass dieser Raum resilienter gegenüber 
externen Schocks ist. Der Resilienzbegriff hat eine seiner Wurzeln in der 
Ökosystemforschung (Holling 1973) und gewann seit Ende der 1990er 
Jahre zunehmende Bedeutung als Konzept für den theoretischen und 
praktischen Umgang mit komplexen, verschränkten Mensch-
Natursystemen bzw. sozial-ökologischen Systemen. Im Zuge der Finanz-
krise und der damit einsetzenden Austeritätspolitik und dem Abbau 
öffentlicher Leistungen wurde er zunehmend auch in der Regionalöko-
nomie verwendet (vgl. Martin 2012). 
Die klassische Investitionsumlenkungspolitik, bei der die sozioökonomi-
sche Bedürftigkeit einer Region deren Förderung begründete, wurde 







mehr durch eine zunehmend an Stärken orientierte Regionalpolitik ab-
gelöst (Rehfeld 2005), die sich am deutlichsten beim Clusteransatz zeigt. 
So wird seit den 1990er-Jahren versucht, die räumliche Konzentration 
und Spezialisierung von wirtschaftlichen Aktivitäten mit dem Clusteran-
satz gezielt regionalpolitisch zu nutzen (Rosenfeld 2002: 5). Durch die 
Kopräsenz verschiedener Firmen haben clusterinterne Unternehmen 
den Vorteil, auf Wissen, Information und Kompetenz zurückgreifen zu 
können, auf die clusterexterne Firmen bzw. Firmen in Regionen ohne 
branchenspezifische Konzentration keinen Zugriff haben (Bathelt et al. 
2004). Ferner vereinfacht die räumliche Nähe die Koordination innerhalb 
eines Clusters, da Face-to-Face-Interaktionen möglich sind, die gegensei-
tige Kontrolle vereinfacht wird und Vertrauen entstehen kann.  
Obwohl sowohl die Exportbasis-Theorie als auch der Clusteransatz Sek-
toren mit Fernabsatz in den Vordergrund der Betrachtung stellen, bildet 
der Clusteransatz in zweierlei Hinsicht eine Erweiterung: erstens werden 
im Rahmen des Clusteransatzes nicht nur die exportorientierten Unter-
nehmen betrachtet, sondern es wird die gesamte Wertschöpfungskette 
und deren Vernetzung am Standort berücksichtigt. Zweitens hat der 
Clusteransatz eine stark spezifische und strategische Komponente, d.h. 
es werden – i.d.R. empirisch basiert – Annahmen getroffen, von welchen 
regionalen Kompetenzen bzw. Teilen einer Wertschöpfungskette in der 
Zukunft die stärksten Wachstumsimpulse zu erwarten sind. Damit hat 
der Clusteransatz zugleich eine perspektivische oder vorausschauende 
Dimension, was wiederum mit der Problematik verbunden ist, dass sol-
che Entscheidungen immer mit Unsicherheiten einhergehen. 
Eine Weiterentwicklung des Clusteransatzes ist „Smart Specialisation“ 
bzw. die „intelligente Spezialisierung“. Spezialisierung wird bei diesem 
Ansatz als Entdeckungsprozess angesehen, der aufzeigt, in welchen Wis-
senschafts- und Technikbereichen ein Land bzw. eine Region die besten 
Fähigkeiten hat. Leitgedanke dabei ist, dass eine Region arbeitsteilige 
Funktionen zu anderen Regionen einnimmt und sich nach Möglichkeit 
komplementär zu benachbarten Regionen aufstellt. Dabei wird zwischen 







Basisinnovationen und Anwendungsentwicklungen/-innovationen unter-
schieden. Die Dynamik zwischen diesen beiden Entwicklungen kann 
räumlich zwischen den Regionen, die auf die Basisinnovationen speziali-
siert sind, und jenen Regionen, die in bestimmten Anwendungsberei-
chen investieren, verteilt sein. Die Vertreter dieses Ansatzes unterschei-
den danach zwischen sogenannten Spitzen- und Nachfolger-Regionen. 
Letztere sollen in die „Co-Erfindung von Anwendungen“ investieren. 
Dadurch entwickeln die Nachfolger-Regionen ein realistisches und prak-
tikables Wettbewerbsumfeld, in der sie eine lebensfähige Marktnische 
schaffen können und nicht so schnell dem Markteintritt von größeren, 
externen Wettbewerbern ausgesetzt sind (Foray et al. 2009: 3). 
Eine solche regionale Strategie bzw. das Finden der Nischen soll zwar in 
erster Linie von den regionalen Unternehmern entwickelt, gleichzeitig 
aber politisch unterstützt werden. Ferner sollen die Zivilgesellschaft und 
die Wissenschaft eingebunden werden (Foray/Rainoldi 2013: 2f). In der 
regionalökomischen Debatte setzt sich zunehmend die Erkenntnis durch, 
dass regionaler Erfolg nicht nur von den Unternehmen abhängt, sondern 
dass dazu ein funktionierendes Netzwerk aus Unternehmen, Wissen-
schaft und Politik (Tripple Helix) zentral ist (Etzkowitz/Leydesdorff 2000). 
In jüngster Zeit wurde die Sichtweise erweitert und im Zuge einer stärke-
ren Fokussierung auf Bottom-up-Prozesse die regionale Zivilgesellschaft 
ebenso als Erfolgsfaktor betrachtet. So wurde – um auch neue Formen 
der Wissensteilung, Entscheidungsfindung und Teilhabe stärker zu be-
rücksichtigen – die sogenannte Tripple-Helix zur Quadruple-Helix 
(Carayannis Campell 2012) weiter entwickelt.  
Allerdings sollte diesbezüglich zwischen einem analytischen und politi-
schen Konzept differenziert werden: es stellt sich die Frage, ob tatsäch-
lich alle erfolgreichen Regionen von einem Beziehungsgeflecht zwischen 
all diesen Akteuren profitieren (Clifton et al. 2014). Wenn es aber um 
„Wishful Thinking“ bzw. eine politische Agenda geht, stellt sich die Fra-
ge, wie ein solcher regionaler Prozess zu organisieren ist. Der Ansatz der 
Intelligenten Spezialisierung stellt diesbezüglich ein Instrumentarium 
Zivilgesellschaft 






vor. Danach geht es zunächst einmal darum, eine breite Makro-Analyse 
der Strukturen der Wirtschaft, ihrer Cluster und der entsprechenden 
Trends zu erstellen (z.B. mit einem SWOT-basierten Ansatz). Alle Akteure 
der „quadruple helix" sollten von Anfang an einbezogen werden. Um 
auch die nicht so trendigen, für den Standort jedoch wichtigen Branchen 
weiter zu entwickeln, wird empfohlen, bereits im Vorfeld grob festzule-
gen, welche Sektoren in welcher Höhe gefördert werden sollen. Dies 
geschieht vor dem Hintergrund, dass auch sogenannte Normalsektoren 
Unterstützung für strukturelle Veränderungen in Form von Modernisie-
rung oder Diversifizierung benötigen. Je „inklusiver“ dieser Prozess (Be-
teiligung aller Stakeholder der quadruple helix) abläuft, desto weniger 
Konflikte sollten bei der Prioritätensetzung aufkommen und umso leich-
ter sollte sich ein Konsens unter den Beteiligten auf eine begrenzte Zahl 
von Prioritäten finden lassen (vgl. Foray/Rainoldi 2013: 7f).  
Foray und Goenaga (2013) haben bezüglich der Ziele der intelligenten 
Spezialisierung eine Typologie der strukturellen Veränderungen (Moder-
nisierung, Diversifizierung, Übergang, radikaler Pfadbruch) festgelegt. 
Diese Typologie beschreibt zentrale Elemente des politischen Prozesses. 
Es bietet nach ihren Angaben politischen Entscheidungsträgern die Mög-
lichkeit, vorausschauend zu denken und die wünschenswerteste struk-
turelle Entwicklung der regionalen Wirtschaft unter Berücksichtigung 
ihrer Stärken und Schwächen zu identifizieren (vgl. ebd.: 3).  
Prognosemodelle und Folgeabschätzung spielen seit den 1970er Jahren 
auch infolge einer zunehmenden ökologischen Sensibilisierung eine grö-
ßere Rolle und haben seit den 2000er Jahren noch einmal an Bedeutung 
gewonnen. Ein interessantes Beispiel - allerdings handelt es sich dabei 
um einen sektoralen und weniger um einen regionalen Ansatz, der aber 
wiederum regionale Auswirkungen hat - ist das „Forum for the future“ 
Tourismusprojekt aus Großbritannien (Forum for the Future 2009). In 
dessen Rahmen wurden vier Szenarien zur Zukunft der Tourismusbran-
che im Jahre 2023 erarbeitet. Ergebnis ist, dass die Tourismusbranche 
stärker darauf achten muss, nachhaltige Effekte an den Destinationen zu 
Smart Specialisation – Impuls 
zum vorausschauenden Planen 





erzeugen, Low-Carbon Innovationen z.B. in Transportsystemen zu be-
wirken und den Marktanteil von Ökotourismus zu erhöhen, um wettbe-
werbsfähig und zukunftsfähig zu sein.  
Zusammenfassend zeigt sich, dass strukturpolitische Entscheidungen, 
wenn sie spezifisch und strategisch sind – das heißt bestimmte Branchen 
und Sektoren fördern und bestimmte Entwicklungen induzieren möch-
ten (z.B. den Klimawandel reduzieren) – immer Gewinner und Verlierer 
zeitigen und immer mit Entscheidungen, die vor dem Hintergrund von 
Unsicherheiten getroffen werden müssen, einhergehen. Dies gilt zwar 
auch im Bereich des Aufbaus von Infrastrukturen oder der Ansiedlungs-
förderung in strukturwachen und peripheren Regionen, ist aber ausge-
prägter, wenn Entscheidungen darüber getroffen werden, welche Sekto-
ren an welchen Standorten gefördert werden sollen. 
Ein noch so ausgeklügeltes Prognosesystem und eine noch so breit ange-
legte Akteursbeteiligung können nicht davor schützen, falsche Annah-
men über die Zukunft zu treffen, wie bereits in Kapitel 2 herausgearbei-
tet wurde. Es existieren zwar viele Beispiele über Regionen, z.B. das 
Münsterland oder das Emsland, die einen selbsttragenden Aufschwung 
organisieren konnten und in denen sich ex-post die Bedeutung bestimm-
ter wirtschaftspolitischer Entscheidungen nachzeichnen lässt, daraus 
lässt sich aber keine präventive Strukturpolitik ableiten. Ob sich struk-
turpolitische Entscheidungen als richtig herausstellen, wird sich immer 
erst in der Zukunft zeigen.  
3.2 Beispiele und Modelle aus dem In- und Ausland 
Wie im vorangegangen Kapitel herausgearbeitet wurde, existiert weder 
eine ausgearbeitete Theorie noch ein Konzept, wie eine präventive 
Strukturpolitik aussehen sollte. Auch wenn es immer mal wieder Ansätze 
bzw. Apelle gegeben hat, Strukturpolitik stärker vorausschauend zu ge-
stalten, lassen sich kaum Blaupausen finden, von denen sich ein Ansatz 
für die Innovationsregion Rheinisches Revier ableiten lässt. Bilbaos Gug-







ternationale Bauausstellung Fürst-Pückler-Land – um nur einige zu nen-
nen – sind zwar Projekte, die zeigen, wie Strukturwandel erfolgreich 
unterstützt und politisch flankiert werden kann. Regionale Strukturpoli-
tik ist aber, wie die Beispiele auch zeigen, in der Regel eine revitalisie-
rende und reparierende Politik. So lässt sich ähnlich wie bei der Um-
weltpolitik bzw. -wirtschaft eine nachsorgende oder reparierende von 
einer vorsorgenden Strukturpolitik abgrenzen.  
Um zu verstehen, wie sich eine präventive Strukturpolitik konzeptionie-
ren lässt, haben wir systematisch überprüft, ob nicht doch Beispiele 
existieren, von denen sich lernen lässt. Dazu wurde entsprechend des 
räumlichen Bezugs (sowohl verstanden als geographischer als auch als 
sektoraler Raum) und zeitlichen Vorlaufs folgende Systematisierung 
vorgenommen (siehe Abb. 8). 
Abbildung 8: Einordnung von Beispielen eines präventiven Strukturwandels 
 
Quelle: Eigene Darstellung 






Auf der X-Achse (vertikale Achse) ist der zeitliche Horizont abgetragen. 
Nehmen wir die IRR zum Vorbild, dann suchen wir nach Ansätzen mit 
einer recht langfristigen Orientierung. Auch in Bezug auf die Y-Achse 
(horizontale Achse), die das Ausmaß des regionalen/sektoralen Raums 
wiederspiegelt, handelt es sich bei der IRR um ein komplexes Vorhaben. 
Dies gilt nicht nur in Bezug auf die Region, die, wenn man das Gebiet der 
erweiterten IRR zugrunde legt, durchaus die Größe kleinerer europäi-
scher Nationalstaaten aufweist, sondern auch in Bezug auf die mit der 
Braunkohleförderung verbundenen Wertschöpfungen und funktionalen 
Zusammenhänge, wie z.B. die energieintensiven Industrien. 
Die Beispiele müssten sich demnach im oberen, rechten Bereich der 
Abbildung befinden. Die Ausdehnung des Rheinischen Reviers, die öko-
nomischen Eckdaten und der Zeithorizont für präventive Maßnahmen 
lassen bereits erwarten, das vergleichbare Programme oder EU-
Fördermaßnahmen schwer zu finden sind.  
Daher betrachten wir zunächst einmal Programme und Projekte, die 
zwar nicht ohne weiteres auf die IRR übertragbar sind, die dennoch ei-
nen präventiven Charakter haben. 
I. Komplexe betriebliche Umstrukturierungen mit Auswirkungen  
auf die regionalwirtschaftliche Struktur:  
Hierbei handelt es sich weniger um langfristig angelegte Präventionen 
als vielmehr um kurz- bis mittelfristige Politiken, um die Folgen drohen-
der Umstrukturierungsprozesse abzufedern. Dazu liegen in Deutschland 
und Europa (vor allem in Frankreich: Kost et al. 2011) Erfahrungen vor, 
wie mit Hilfe von Verhandlungs- und Aushandlungsprozessen zwischen 
dem Sozialpartner und der öffentlichen Hand die Folgen im Vorfeld ab-
gefedert werden können und auch die Unternehmen Verantwortung für 
den Standort übernehmen (z.B. AEG). Auch wenn, wie Weingarten 
(2010) ausführt, dabei i.d.R. nur die direkten sozioökonomischen Wir-
kungen bedacht werden und häufig die singuläre Sozialverträglichkeit 
des Beschäftigungsabbaus im Vordergrund steht, anstatt eine umfas-






sende regionale Restrukturierungsstrategie einzuleiten, ist diese erprob-
te Praxis durchaus erfolgreich.  
Einen europäischen Überblick verschaffen die Datenbanken der Gene-
raldirektion für Beschäftigung (DG Employment) im Kontext von Euro-
found (http://www.eurofound.europa.eu): mit dem European Monito-
ring Centre on Change (EMCC / http://www.eurofound.europa.eu/ 
emcc/) werden die Aspekte des Strukturwandels auf europäischer bzw. 
auf Ebene der EU-Mitgliedstaaten beobachtet und analysiert. Der Fokus 
der Beobachtung liegt gemäß der Zuständigkeit der Generaldirektion 
eindeutig im Bereich Beschäftigung und somit in der Identifizierung von 
Entwicklungen, Richtlinien, Instrumenten und Prozessen zur Beschäfti-
gungssicherung bei Umstrukturierungen von Unternehmen oder im öf-
fentlichen Sektor.  
Die Datenbank (European Restructuring Monitor – (ERM)) enthält Infor-
mationen zu ca. 400 Maßnahmen in allerdings sehr unterschiedlicher 
Größenordnung der EU-Mitgliedstaaten und Norwegens. Sie ermöglicht 
die Unterscheidung zwischen aktiven, d.h. präventiven Maßnahmen, die 
vor Beginn der Umstrukturierung einsetzen, sowie Maßnahmen, die bei 
oder während der Umstrukturierung durchgeführt werden. Deutliche 
Schwerpunkte bei den aktiven Maßnahmen sind in den Bereichen Bera-
tung, Aus- und Fortbildung, Unterstützung von KMU sowie Bereitstellung 
von Informationen zum Arbeitsmarkt erkennbar. Bei den begleitenden 
Maßnahmen liegt der Schwerpunkt neben Beratung sowie Aus- und 
Fortbildung bei Lohnzuschüssen und bei der Arbeitsvermittlung.  
Schwachpunkte der Datensammlung, die von ERM auch erkannt werden, 
sind vor allem fehlende Informationen zur Wirksamkeit der beschriebe-
nen Maßnahmen sowie – trotz vorhandener Ansätze – der Bezug zur 
Region bzw. zu Wertschöpfungsketten, die in Konsequenz dazu führen, 
dass wichtige Akteure nicht einbezogen werden (z.B. KMU und Universi-
täten). Allerdings sind auch Entwicklungen erkennbar, die unterstrei-
chen, dass neben der Fokussierung auf die betriebliche Ebene zuneh-
mend regionale Aspekte bzw. Wertschöpfungsketten einbezogen wer-
ERM - European  
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den. Dies geschieht jedenfalls dann, wenn die Anzahl gefährdeter Ar-
beitsplätze hinreichend groß ist.  
II. Kurz- bis mittelfristig angelegte „Zeitkaufprojekte“:  
Dabei handelt es sich um eine defensive Politik (vgl. dazu auch die Aus-
führungen von Thoss/Ritzmann 1984 in Kap. 2.4), bei der nicht versucht 
wird, sich auf die veränderten Rahmenbedingungen einzustellen und 
neue Kompetenzen herauszubilden, sondern die Rahmenbedingungen 
den Kompetenzen anzupassen und damit den drohenden strukturellen 
Wandel zu bremsen. Das in Deutschland prominenteste Beispiel für eine 
solche Politik ist wahrscheinlich der Kohlepfennig (siehe Kap. 2.4), womit 
versucht wurde, die nicht mehr konkurrenzfähige deutsche Steinkohle 
wettbewerbsfähig zu halten. Ein solches Zeitkaufen kann, wenn die Zeit 
genutzt wird, durchaus sinnvoll sein und zu einem sozialverträglichen 
Strukturwandel beitragen, wird aber, vor allem dann, wenn Interessen-
gruppen den Status quo zementieren möchten, auf Dauer die Konkur-
renzfähigkeit einer Volkswirtschaft negativ beeinflussen. Da wir davon 
ausgehen, dass der im aktuellen Koalitionsvertrag aufgeführte Beschluss, 
keine weiteren Genehmigungsverfahren über Garzweiler II zu zulassen 
erst recht nach dem Beschluss der Landesregierung am 28.03.2014 zur 
Konkretisierung und räumlichen Begrenzung von Garzweiler II bestehen 
bleibt, müssen die Instrumente einer solchen Politik hier nicht weiter 
betrachtet werden. Eher stellt sich die Frage anderer Szenarien, wenn 
sich z.B. die Braunkohleverstromung aufgrund weiterer technischer 
Fortschritte im Bereich der regenerativen Energien (Speicherung, Vertei-
lung und Steuerung) ökonomisch nicht mehr rentieren würde oder es zu 
einer veränderten europäischen Regulierung kommt (z.B. im Bereich des 
Zertifikate-Handels). Diese könnten die Politik dazu veranlassen, eine 
zeitkaufende Strukturpolitik zu betreiben. Eine frühzeitig eingeleitete 
präventive Strukturpolitik wäre auf jeden Fall geeignet, die Notwendig-






III. Mittel- bis langfristig angelegte regionale Transformationsprojekte: 
Dies sind eigentlich die Projekte, die gesucht werden, sich aber kaum 
finden lassen. Die große Herausforderung bei solchen Projekten ist, dass 
Entscheidungen über die Zukunft vor dem Hintergrund von Unsicherhei-
ten getroffen werden müssen. Vielleicht sind uns solche Projekte jedoch 
auch deshalb nicht bekannt, da bei einem erfolgreichen Verlauf präven-
tiver Strukturpolitik die Projekte keine bzw. kaum Aufmerksamkeit nach 
sich ziehen und sich der Strukturwandel „geräuschlos“ ohne sozioöko-
nomische Verwerfungen vollzieht.  
Im Geschäftsbereich der Generaldirektion Regionalpolitik und Stadtent-
wicklung (DG Regio) wurden auch keine Beispiele gefunden, die präven-
tive Aspekte aufweisen. Der DG Regio zugeordnete Beobachtungssyste-
me, wie z.B. die Europe 2020 Monitoring Platform, die an die Stelle der 
Lissabon-Monitoringplattform (LMP) getreten ist und vom Ausschuss der 
Regionen 2006 zur Verfolgung der Umsetzung der Lissabon-Strategie 
und ihrer Auswirkungen auf regionaler bzw. lokaler Ebene eingerichtet 
wurde, beleuchten lediglich Teilaspekte, wie die Förderung des Aus-
tauschs von Informationen, Erfahrungen und bewährten Verfahren. In-
teressant könnte aber die im Rahmen von Smart Specialisation (vgl. Kap. 
3.1) entwickelte Plattform sein, die den im Hinblick auf die politische 
Gestaltung sehr anspruchsvollen Prozess durch einen systematischen 
Austausch zwischen den Regionen fördern möchte (European Commis-
sion 2014). Die Regionen stellen dabei unter anderem eine Selbstein-
schätzung ihrer regionalen Politiken vor, wie in der folgenden Abbildung 
anhand der Region Berlin/Brandenburg beispielhaft dargestellt. Dabei 
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Darüber hinaus scheint es einzelne konkrete Regionalbeispiele mit ei-
nem präventiven langfristigen Transformationscharakter zu geben, wie 
z.B. die Business Region Göteborg AB in Schweden. Allerdings sind we-
der die Problemstellung bzw. der Aufgabenkanon noch die Ausgangslage 
hinreichend vergleichbar, um weiterführende Erkenntnisse für die Inno-
vationsstrategie der IRR abzuleiten. Dies gilt ebenso für Projekte im Be-
reich Prävention des Klimawandels sowie im Bereich Nachhaltigkeit und 
der Energiewende, wie z.B. „Energieland 2050“ (www.energie 







IV. Regionaler (oder nationalstaatlicher), in die Zukunft 
gerichteter Pfadbruch 
Aus Mangel an anderen Projekten macht es in der Hoffnung auf Lernef-
fekte Sinn, den Blick auf die mehr oder weniger spektakulären national-
staatlichen Umstrukturierungs- bzw. Diversifizierungsprojekte zu richten. 
Mit Pfadbruch ist an dieser Stelle gemeint, dass diese Projekte nicht 
versuchen an den bestehende Kompetenzen anzusetzen, sondern neue 
Kompetenzen und Reputation in aus ihrer Sicht zukunftsfähigen Sekto-
ren aufzubauen. Für die IRR könnten diesbezüglich vor allem die Projek-
te interessant sein, die einen Zukunftsplan aufgrund der Tatsache aufge-
stellt haben, dass ihre Exportgewinne vor allem durch Rohstoffe indu-
ziert und diese wiederum endlich sind, wie z.B. Abu Dhabi mit dem Auf-
bau einer Öko-Stadt und einer aus dem Boden gestampften Bildungs-
landschaft oder, um ein demokratischeres und humanistischeres Beispiel 
zu nennen, Norwegen mit seinem Zukunftsfonds. Es stellt sich allerdings 
die Frage, ob diesbezüglich wirklich Lerneffekte erfolgen können, da 
diesen Staaten zum Aufbau neuer Kompetenzen und Reputationen im-
mense finanzielle Mittel zur Verfügung stehen.  
Ein geeigneteres Beispiel dürften die Diversifizierungsversuche in Lu-
xemburg sein, wo bereits seit einigen Jahren durch Investitionen in die 
Wissenschaft versucht wird, das Kompetenzprofil des Landes zu diversi-
fizieren. Luxemburg fürchtet seit der Finanzkrise und der zunehmenden 
Diskussion um Steueroasen um seine Kernkompetenz „Finanzwirtschaft“ 
und hat im Vorgriff auf die Beschränkungen, denen der Bankenstandort 
durch Vereinbarungen der EU-Mitgliedsstaaten zum Austausch steuer-
lich relevanter Daten ausgesetzt ist, reagiert. Dazu soll jetzt auch der 
Strukturwandel in der Finanzwirtschaft unterstützt werden. Hinsichtlich 
der Zukunft des „Place financière“ verfolgt die luxemburgische Regie-
rung (Le Gouvernement DU GRAND-Duché de Luxemborg 2013) in ihrer 
Entwicklungsstrategie vom 10.12.2013 den Fortbestand und die Diversi-
fizierung des Bankensektors mit dem Abbau von Nischenprodukten (u.a. 
In die Zukunft gerichteter  
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Steueroasen für Privatanleger), dem Ausbau bestehender Geschäftsfel-
der (z.B. stärkere Fokussierung auf Fonds und Versicherungen) und dem 
Aufbau zusätzlicher Bereiche (wie Ausbau zum europäischen Zentrum 
für den chinesischen Renminbi). Eine engere Verknüpfung des Banken-
sektors mit anderen Bereichen wie z.B. der Logistik oder dem IT-Sektor 
und der Abwicklung des Internethandels werden vorangetrieben. Insge-
samt handelt es sich nicht um eine kurzfristige Neuorientierung im Sinne 
von Krisenbewältigung bzw. eines Pfadbruches, sondern um den Ver-
such, den Bankenstandort – der nach wie vor einen Eckpfeiler der lu-
xemburgischen Wirtschaft darstellt – auch langfristig zu sichern. Sowohl 
die andersartige Ausgangslage als auch die Rahmenbedingungen lassen 
das Beispiel des Bankensektors in Luxemburg zunächst einmal als wenig 
geeignet erscheinen, um daraus Schlüsse für eine Innovationsstrategie 
für das Rheinische Revier abzuleiten. Allerdings zeigt sich, dass eine be-
stehende Wertschöpfungskette und die damit einhergehenden Kompe-
tenzen auch weiterentwickelt werden können, wenn der Kern der Wert-
schöpfungskette, in Luxemburg die Funktion der Steueroase, wegbricht. 
 Die Beispiele können aber schon allein deshalb nur eine beschränkte 
Aussagekraft haben, weil die genannten Nationalstaaten, mit Ausnahme 
Norwegen, über einen hohen Anteil sogenannter „Gastarbeiter“ oder im 
Fall Luxemburgs von Expats verfügen. Diese Personengruppen, die einen 
aufgrund unzureichender Bleiberechte und die anderen aufgrund gutbe-
zahlter Jobalternativen in anderen Finanzzentren, würden im Rahmen 
eines Strukturwandels zu einem großen Teil in ihre Heimatländer zu-
rückkehren.  
V. Aufbau bzw. Verbesserung der Basisinfrastrukturen: 
Diese Projekte haben eine Nähe zu Infrastrukturprojekten, bei denen 
man versucht, notwendige Bedingungen zu schaffen, um eine (i.d.R. 
wissensintensive) wettbewerbsfähige Wirtschaft zu fördern und die re-
gionale Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen. Diese Politiken werden so-







auch in der Entwicklungspolitik angewendet. Im Ruhrgebiet war in den 
1960er Jahren der Aufbau einer Bildungs- und Forschungsinfrastruktur 
(wie auch der Ausbau des Straßennetzes) erfolgreich. In ähnlicher Weise 
gilt dies auch für die seit den 1990er Jahre ins Leben gerufenen Techno-
logie- und Gründerzentren häufig in räumlicher Nähe von Hochschulen 
und Forschungsinstituten. Auch wenn der Aufbau der Infrastrukturen die 
Entwicklungschancen von Regionen und der dortigen Bevölkerung ver-
bessert, ist darauf hinzuweisen, dass es sich dabei um eine notwendige, 
aber damit nicht zwingend um eine hinreichende Bedingung für einen 
selbsttragenden regionalen Aufschwung handelt.  
Darüber hinaus könnten auch erfolgreiche Projekte einer nachsorgenden 
Strukturpolitik von Interesse sein, wenn sich deren Akteursbeteiligung, 
Regionalzuschnitt, Institutionenaufbau, Regionalmanagementkompe-
tenz und Capacity-Building-Prozesse auf die vorsorgende Strukturpolitik 
übertragen lassen. Hierbei sollte vor allem auch auf die in NRW erlang-
ten Erfahrungen, z.B. im Rahmen der IBA-Emscher Park und der REGIO-
NALEN, zurückgegriffen werden.  
3.3 Strukturpolitik zwischen Prävention und Perspektive  
Wie bereits in Kapitel 3.1 herausgearbeitet, ist Strukturpolitik i.d.R. in 
die Zukunft gerichtet. Selbst in den 1950er Jahren ging es vor dem Hin-
tergrund eines normativen Leitbilds darum, den ländlichen Raum zu 
fördern und damit die (nach den ökonomischen Modellen ohnehin statt-
findende) Entwicklung des ländlichen Raums vorwegzunehmen. Als in 
den Folgejahren Strukturpolitik der übergeordneten Raumebene durch 
einen Bottom-Up-Ansatz ergänzt wurde, wurde es immer stärker Ziel 
einer strategischen regionalen und kommunalen Wirtschaftsförderung, 
Trends frühzeitig zu erkennen, um regionale Wachstumschancen und 
deren Zeitfenster zu nutzen. Eine zukunftsfähige bzw. nachhaltige Struk-
turpolitik hat in diesem Zusammenhang immer Entscheidungen zu tref-
fen und bewegt sich in einem Spannungsverhältnis, was folgend zu-
nächst einmal auf sechs Dilemmata verdichtet werden soll. In diesen 








Dilemmata werden sowohl die verschiedenen Raumebenen (vgl. Kap. 
2.3) tangiert als auch thematische Schwerpunkte für die Standortpolitik 
mit Blick auf die IRR gelegt.  
1. Unsicherheiten versus Prognosefähigkeit 
Strukturpolitik, und dies betrifft sowohl die Ebene der Kommunen und 
Kreise (z.B. als kommunale Wirtschaftsförderung) als auch die überge-
ordnete Raumebene (vgl. Kap. 2.3), muss eine Vorstellung von der Zu-
kunft haben, zumindest dann, wenn sie strategische Elemente beinhal-
tet. Auch wenn eine noch so gute Prognosefähigkeit aufgebaut wird, 
findet Strukturpolitik vor dem Hintergrund von Unsicherheiten statt und 
es handelt sich in gewisser Weise um ein Experimentierfeld. Es lassen 
sich zwar i.d.R. regionale, in die Zukunft weisende Strukturen erkennen, 
allerdings zeigen sich immer wieder Beispiele für unerwartete endogene 
Veränderungen und erst recht für exogene Schocks (vgl. Kap. 2.1). Daher 
müssen sich die handelnden Akteure der Begrenztheit vorausschauen-
der Strategien bewusst sein. Dies ist nicht viel anders als bei unterneh-
merischen Entscheidungen, die ebenso in die Zukunft gerichtet sein 
müssen, wobei auch die unternehmerische Planung am Markt scheitern 
kann. Zum Beispiel muss in der Automobilindustrie die Entscheidung 
getroffen werden, ob in und wenn ja, in welche alternativen Antriebs-
technologien investiert werden soll, ohne Gewissheit darüber zu haben, 
welche Technik sich durchsetzen wird.  
2. Gutbezahlte Arbeitsplätze (und Gewinne) versus Aufbau neuer  
Sektoren 
Etablierte Branchen erwirtschaften häufig gute Gewinne, weil die Risiken 
und Unsicherheiten gering sind und sich die Investitionen amortisiert 
haben. Diese Gewinne werden in unterschiedlichen Quoten auf die 
Share- und Stakeholder verteilt. Das heißt i.d.R. verdienen nicht nur die 
Eigentümer gut, sondern auch die öffentliche Hand (z.B. durch Steuer-
einnahmen), die Region (z.B. durch regionale Sponsoringprojekte) und 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (z.B. durch auskömmliche 






Tarifverträge). Neue Sektoren generieren hingegen häufig geringere 
Gewinne und starten meistens mit unsicheren Beschäftigungsverhältnis-
sen und mitunter schlecht bezahlten Arbeitsplätzen. Diese Aussicht 
macht es sowohl für Gewerkschaften als auch für die öffentliche Hand 
und die Wirtschaft schwer, etablierte Pfade zu verlassen und den Struk-
turwandel aktiv zu gestalten. Zumal keine Garantie dafür besteht, dass 
man, im Sinne hoher Renditen, die dann wieder mehr oder weniger pari-
tätisch ausgeschüttet werden können, zu einem späteren Zeitpunkt für 
einen aktiv eingeleiteten Strukturwandel belohnt wird. 
3. Projekte vor Ort versus regionale Strategien 
Strukturwandelprojekte benötigen häufig einen lokalen Bezug und eine 
Betroffenheit. Es ist nicht immer sinnvoll, für alle Fragen eine große Re-
gion zu sensibilisieren, weil das Engagement der regionalen Akteure 
i.d.R. nicht hinreichend sein wird, wenn der Bezugsraum nicht erlebt 
wird. Auf der anderen Seite sind Strukturwandelstrategien nur in größe-
ren räumlichen Bezügen, in denen auch die funktionalen räumlichen 
Zusammenhänge betrachtet werden können, zu denken. Dazu reicht es 
aber nicht, den regionalen Raum größer aufzuspannen, sondern für ver-
schiedene Themen sind unterschiedliche Raumbezüge und damit Akteu-
re zu definieren. Bei der Beachtung sich überlagernder Raumbezüge 
geht es aber nicht darum, feste Kooperationen mit benachbarten Ge-
meinden einzugehen bzw. Gebietsreformen durchzuführen, sondern 
zunächst einmal die möglichen Bezugsräume für verschiedene Themen 
zu orten. Relevante Bezugsräume bestimmen sich nicht territorial, son-
dern funktional, sind aber bezüglich der Handlungsoptionen territorial zu 
verorten (siehe Abb. 10). Die Schwierigkeit liegt darin, dass eine Region 
dabei auch auf die Bereitschaft und Fähigkeit der umliegenden Gebiets-
kulissen – verstanden als Regionalmanagementkapazität – einen solchen 
Prozess mitzugestalten, angewiesen ist. Dies wird vor allem dann zent-
ral, wenn zivilgesellschaftliche Akteure eingebunden werden sollen, die 
wieder einen anderen Handlungs- und Bezugsraum haben als ökonomi-






sche oder politische Akteure (vgl. Knieling 2011). Dazu bedarf es einer 
multidimensionalen und multiräumlichen Governance (Gärtner 2011).  
Abbildung 10: Überlappende Funktionsräume 
 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
4. Wachstum versus Ausgleich  
Zahlreiche Untersuchungen kommen zu dem Ergebnis, dass Innovatio-
nen in erster Linie in Ballungsräumen, speziell in Regionen, in denen die 
Ausbreitung von Wissen auf günstige Bedingungen stößt, entstehen 
(Frey/Zimmermann 2005: 7 ff; Fujita/Krugmann/Veneables 1999). Die 
Grundidee ist es, die Wachstumspole, insbesondere (Groß-) Städte bzw. 
Agglomerationen, soweit zu stärken, dass es zu Ausbreitungseffekten 
kommt, wovon langfristig auch schwache Räume profitieren sollen. 
Dadurch, dass dabei räumliche Ungleichgewichte zunächst einmal in 
Kauf genommen werden, entsteht ein Konflikt zwischen Wachstums- 
und Ausgleichszielen. Die übergeordnete Raumebene (z.B. Landes- oder 






Bundesebene) muss sich dabei die Frage stellen, inwieweit eine solche 
Raumentwicklung gewollt, akzeptabel und politisch durchhaltbar ist. 
Dies gilt in abgeschwächter Form ebenso für die untergeordnete Raum-
ebene, bei der sich u.a. die Frage stellen kann, bestimmte Entwicklungen 
auf bestimmte Subregionen zu konzentrieren. In diesem Zusammenhang 
ist darauf hinzuweisen, dass es auch Mesoregionen gibt , wie die IRR, die 
zugleich unter- und übergeordnete Raumebene sind. 
Da die Konzentration von Fördermitteln in Wachstumsregionen (sozial-) 
politisch nur schwer durchzuhalten ist, besteht die Gefahr, dass eine 
entsprechende Wachstumspolitik flächendeckend mit der Folge umge-
setzt wird, dass auch oder gerade in schwachen Regionen nach wettbe-
werbsfähigen Potenzialen gesucht wird. Eine andere Strategie wäre es, 
einerseits konsequent die Potenziale unabhängig von der räumlichen 
Verteilung zu fokussieren und anderseits spezifische Programme und 
Instrumente für schwache Räume vorzusehen. Für die IRR kann dies 
beispielsweise bedeuten, zwar Projekte dort zu fördern und Impulse 
aufzugreifen, wo besondere Potenziale oder engagierte Personen und 
Unternehmen beteiligt sind, gleichzeitig aber auch den Ausbau einer 
guten angemessenen Infrastruktur zu fördern. Angemessen heißt aber 
auch Veränderungs- und eventuell auch Schrumpfungsprozesse zu zulas-
sen und darin u.U. Potenziale zu erkennen. Dies ist dabei in erster Linie 
von den Gebietskörperschaften selbst zu organisieren. 
5. Top-down versus Bottom-up 
Regionalentwicklung und Strukturpolitik haben sich in Bezug auf die 
Akteursstruktur in zweierlei Hinsicht stärker zu einer Bottom-up-Politik 
verändert. So sind heute einerseits Kommunen und Kreise – und neuer-
dings teilweise sogar Quartiere – gefordert, sich mit eigenen Entwick-
lungsideen und Konzepten einzubringen und Strukturpolitik nicht der 
übergeordneten Raumebene zu überlassen. Andererseits sind struktur-
politische Akteure heute nicht mehr nur die Politik, die Unternehmen 






gehört ebenso dazu (vgl. dazu die Ausführung zur Quadruple Helix in 
Kap. 3.1). Auch wenn dies ein großes Potenzial sein kann, indem z.B. 
zivilgesellschaftliche Protestbewegungen auf Missstände hinweisen, für 
Gefahren sensibilisieren und Politik und Institutionen zum Handeln be-
wegen und ferner gesellschaftliche Trends aufzeigen können, wird der 
Prozess komplexer (schon alleine, um die geforderte Transparenz herzu-
stellen) und Entscheidungen – zumindest wenn sie konsensorientiert 
sein sollen – schwieriger. Ferner ist zu verhindern, dass Beteiligung und 
Schaffung von Gestaltungsmacht einzig einer redefähigen Elite oder 
denjenigen, die ihre Partikularinteressen verfolgen, überlassen wird. 
6. Gewinner und etablierte Verfahren versus Inklusion,  
Partizipation und Transformation 
Strukturpolitik findet nicht im luftleeren Raum statt und ist von einem 
politischen und gesellschaftlichen Wertewandel abhängig. Querschnitts-
themen wie Gender-Mainstreaming, ökologische Transformation, Teil-
habe, Chancengleichheit und Inklusion sind auch im Rahmen regionaler 
Strukturpolitik zu unterstützen. Inwieweit regionale Bildungspolitik und 
die Verbesserung sozial benachteiligter Kinder und Jugendlicher, wie es 
zurzeit häufig diskutiert wird, Teil einer modernen Strukturpolitik sein 
sollte, kann an dieser Stelle nicht beantwortet werden. Dabei gilt es aber 
auf der einen Seite zu bedenken, dass Strukturpolitik, die vom Mittelvo-
lumen im Vergleich zu anderen raumwirksamen Politiken ohnehin recht 
begrenzt ist (vgl. Kap. 2.2), damit überfrachtet werden könnte. Auf der 
anderen Seite kann gerade vor dem Hintergrund des demographischen 
Wandels und des damit wahrscheinlich einhergehenden Fachkräfteman-
gels eine solche Politik einen höheren (auch wirtschaftlichen) Effekt er-
zielen als klassische Strukturpolitik. Wenn Strukturpolitik etwas weiter 
gefasst wird und auch Regionalentwicklung darunter verstanden werden 
soll, lässt sich ein solcher Bereich erst recht nicht exkludieren. Dies wird 
umso virulenter, wenn wir die Terminologie Prävention verwenden. 
Denn eine allgemeine regionale Fitness, also gut ausgebildete Menschen 
und gute Infrastrukturen (vgl. Kap. 2.1), sorgen dafür, dass eine Region 







resilienter ist und besser auf Veränderungen reagieren kann. Danach 
ließe sich die bereits angerissene, im positiven Sinne hoch wirksame 
Politik im Ruhrgebiet, die seit den 1960er Jahren Bildungs-, Forschungs- 
und Verkehrsinfrastrukturen aufgebaut hat, als präventive Strukturpoli-
tik bezeichnen.  
Die beschriebenen Dilemmata gelten nicht nur für eine präventive, son-
dern ebenso für eine gute Strukturpolitik oder mit anderen Worten: gute 
Strukturpolitik ist immer perspektivisch (und manchmal auch präventiv). 
Allerdings lassen sich, wenn wir den Begriff der Prävention ernst neh-
men und uns die Herausforderung in der IRR ins Gedächtnis rufen, zwei 
zusätzliche Dilemmata benennen: 
7. Pfadbruch versus Pfadwandel 
Regionale Entwicklungen basieren i.d.R. auf historisch entstandenen 
Entwicklungspfaden. Eine Abkehr von dieser regionalen Pfadabhängig-
keit ist im Rahmen einer strukturpolitischen Intervention nur bedingt 
möglich (z.B. Gerling/Schmidt 2000: 11ff; Krätke/Scheuplein 2001: 198ff; 
Dybe 2003: 239). Allerdings werden von Zeit zu Zeit – insbesondere 
wenn es zu radikalen gesellschaftlichen oder technologischen Innovatio-
nen kommt – die Karten für regionale Entwicklung neu gemischt.  
Auch wenn dies für die eine oder andere Region mit negativen Konse-
quenzen einhergehen kann, können sich dadurch spezifische Chancen 
(schöpferische Zerstörung) ergeben. So kann ein regionaler Pfadbruch 
auch eine Chance sein, z.B. weil dann dort die Standortvoraussetzungen 
für eine neue Technologie günstiger sein könnten, was mit geringeren 
Kosten, aber auch mit spezifischen Standortstrukturen (z.B. mit soziokul-
turellen oder naturräumlichen Vorteilen bzw. der Flächenverfügbarkeit) 
begründet werden kann. Kunz (1987) führt dies als eine der Begründun-
gen für die prosperierende Entwicklung Süddeutschlands an. Die Überle-
gung, dass durch sprunghafte Innovationen vorher benachteiligte Räume 
neue Chancen haben, wurde von Brezis et al. (1993) in einem Zwei-
Länder-Modell als „Leapfrogging“ simuliert. Ein solcher „technischer 
Gute Strukturpolitik ist perspek-





Froschsprung“ (Gerling/Schmidt 2000: 12) ist jedoch eher die Ausnahme, 
da technischer Fortschritt in der Regel aus bestehenden (räumlichen) 
Strukturen entsteht. Was im Umkehrschluss für die IRR bedeutet, dass 
die dort vorhandene industrielle Wertschöpfungskette viele Anknüp-
fungspunkte für neu entstehende Pfade bieten müsste.  
Ein konsequent präventiver und frühzeitig eingeleiteter Pfadwandel 
sollte frühzeitig und langsam beginnen. Diese Ausführungen sind nicht 
als Empfehlung zu verstehen, sondern als Gedankenexperiment, um die 
Definition eines präventiven Strukturwandels zu schärfen. Dies würde im 
Klartext bedeuten, den industriellen Kern des Braunkohleabbaus und 
der Verstromung langsam abzuschmelzen, damit Ressourcen (z.B. Flä-
chen, Personal, Fort- und Weiterbildung sowie Forschung und Entwick-
lung) für andere Entwicklungen zur Verfügung stehen. So zeigen bei-
spielweise Studien, dass eine dominierende Finanzwirtschaft die Ent-
wicklung einer industriellen Basis nicht nur aufgrund möglicher Krisen 
stört, sondern auch weil dadurch zu viele Ressourcen gebunden werden 
(z.B. Bickenbach et al. 2009). Auch kann der lange Zeitraum, in dem der 
Braunkohletagebau noch dominieren wird, die Investitionsbereitschaft 
in andere Sektoren, z.B. Tourismus und Freizeit, erschweren.  
Regionale Akteure verhindern oftmals aus verständlichen Gründen (ho-
he Share- und Stakeholderrenten) eine regionale Neuausrichtung. So 
kann der Niedergang einer Region durch eine endogene Orientierung 
und stabile konsensorientierte Beziehungsstrukturen verstärkt werden 
(vgl. Grabher 1990; Granovetter 1973). So spricht Grabher von „the 
weakness of strong ties“ (1990: 4ff) und führt folgende Lock-In Effekte 
als entscheidend für die negative Entwicklung des Ruhrgebiets an: die 
funktionalen Lock-In Effekte beziehen sich auf eine regionale Wert-
schöpfungskette, kognitive Lock-In Effekte auf die Beschränkung regio-
nalen Wissens und regionaler Kontakte und politische Lock-In Effekte 
schlagen sich in einer Konsenskultur nieder und verhindern eine regiona-
le Neuausrichtung und Veränderung. „Konsensbildung kann die notwen-
digen innovatorischen Prozesse (…) dadurch behindern, dass die (…) 
Den Pfadwandel frühzeitig  





Denkmuster und Suchroutinen der Akteure durch `Selbstzensur´ den 
Innovationsprozess nahe am Status quo halten (…)“ (Grabher 1990: 5). 
Damit sollen keinesfalls Aussagen darüber gemacht werden, wie lange 
und wie intensiv Braunkohleabbau und -verstromung betrieben werden 
soll. Es geht vielmehr darum, in Bezug auf die IRR auf zweierlei aufmerk-
sam zu machen: Erstens scheint die plötzliche Diskussion über die feh-
lende Wirtschaftlichkeit fossiler Kraftwerke und die (wenn sie auch eher 
gerüchteweise die öffentliche Arena erreicht haben) Szenarien, dass sich 
RWE Power AG u.U. frühzeitig von der Braunkohleverstromung verab-
schiedet, der Region gut getan zu haben. Dadurch wurde die Notwen-
digkeit, über eine Postbraunkohlezeit nachzudenken, erhöht. Die am 
28.03.2014 getroffene Entscheidung der Landesregierung, etwas früher 
aus dem Braunkohletagebau auszusteigen, wird die Akteure noch zu-
sätzlich sensibilisieren. Zweitens sollte – auch ungeachtet der Frage, 
wann das Postbraunkohlezeitalter in der Region erreicht sein sollte – 
zukünftig Braunkohle nicht mehr das dominierende Thema sein und die 
Region auch im Sinne eines Branding mit einer Neudeutung beginnen. 
Dies soll aber wiederum nicht bedeuten, dass man die industriell-
kulturelle Basis nicht nutzen sollte, im Gegenteil: sie kann einen wesent-
lichen Beitrag zu einem neuen regionalen Branding liefern.  
8. Bedürftigkeit und Reaktion versus Prävention und Aktion 
Im Rahmen einer präventiven Strukturpolitik, wie sie für die IRR ange-
dacht ist, wird ein weiterer und in seiner Konsequenz sehr deutlicher 
Unterschied zu einer konventionellen Strukturpolitik deutlich: dieser 
bezieht sich vor allem auf die Beteiligung der übergeordneten Raum-
ebene, in dem konkreten Fall das Land NRW. Denn es ergibt sich ein 
Dilemma dergestalt, dass sich Strukturpolitik traditionell aus einem regi-
onalen Status quo begründet, z.B. wurden strukturschwache Regionen in 
der Vergangenheit gefördert oder es wurden bestimmte Stärken in Re-
gionen weiterentwickelt, weil man sich davon Wachstumsimpulse ver-





heißt, dass der Grund für ein regionalwirtschaftliches Engagement sich 
erst in der Zukunft zeigen und auch nur entstehen wird, wenn nicht vor-
her präventiv gehandelt wird. Dies ist grundsätzlich die Herausforderung 
von Prävention, denn wenn erfolgreich präventiv gehandelt wird, wird 
sich das Risiko, dass vorher heraufbeschworen wurde, nicht materialisie-
ren. Hinzu kommt im Falle der IRR, dass wir hier von einem langen Zeit-
raum sprechen und sich die Frage stellt, ob sich in unserem politischen 
System eine hinreichende Kontinuität für einen solchen Prozess gewähr-
leisten lässt. Wird die Politik auch noch nach fünf Jahren bereit sein, 
einen Strukturwandel in einer Region zu finanzieren, die von den sozio-
ökonomischen Daten nicht bedürftig ist, zu Lasten der dann aktuellen 
strukturschwachen Region? Wie wir bei den Beispielen eines präven-
tiven Strukturwandels gesehen haben, insbesondere der Zukunftsfonds 
in Norwegen, wären Fondslösungen gut geeignet, die Langfristigkeit und 








4. Vom Braunkohle- zum Innovationsrevier 
In diesem abschließenden Kapitel geht es darum, die zuvor erlangten 
theoretischen Erkenntnisse auf die IRR zu übertragen. Dazu haben wir 
zunächst einmal die Region und ihre Entwicklungspotenziale beschrie-
ben (Kap. 4.1). In einem weiteren Schritt haben wir Rahmenbedingun-
gen aufgezeigt (Kap. 4.2), vor deren Hintergrund wir regionale Hand-
lungsoptionen aufzeigen und besprechen (Kap. 4.3).  
4.1 Das Rheinische Revier heute  
Da zu den Potenzialen der Region bereits einige hilfreiche Gutachten 
und Stellungnahmen vorliegen (z.B. IRR 2013a; IRR 2013b) und es nicht 
unsere Aufgabe war, eine weitere Stärken-Schwächen-Analyse zu erstel-
len, erfolgt die folgende Regionsbeschreibung erst im abschließenden 
Kapitel und ist recht kurz gehalten. Als Einstieg in unsere empfohlenen 
Maßnahmenpfade wollten wir aber unsere Sicht auf die Region darle-
gen. 
Das Rheinische Braunkohlerevier liegt zwischen Aachen im Südwesten, 
Köln im Osten, Mönchengladbach im Norden und Düsseldorf im Nordos-
ten. Die drei Tagebaue Inden, Hambach und Garzweiler (mit der Erwei-
terung Garzweiler II) werden nach heutigem Planungsstand ab 2030 
sukzessive geschlossen. Dabei wird der kleinste Tagebau Inden als erstes 
ca. 2030 schließen und die zwei flächenmäßig deutlich größeren Tage-
baue Hambach und Garzweiler (siehe Abb. 11) werden gemäß der Ent-
scheidung der Landesregierung vom 28.03.2014 voraussichtlich bis ca. 
2035 in Betrieb bleiben.  
 
  






Abbildung 11: Das Rheinische Revier  
 
 
Quelle: RWE Power AG 2014 
Wie der Abbildung 12 zu entnehmen ist, wurde die Braunkohle bereits 
im 17. Jahrhundert in der Region entdeckt und die vorindustrielle Phase 
beginnt etwa im 18. Jahrhundert. Von 1880 bis 1920 setzte die Phase 
des entwickelten industriellen Bergbaus ein. Bereits ab 1877 wurde die 
Braunkohle durch dampfbetriebene Entwässerungspumpen gegenüber 
der Steinkohle konkurrenzfähig und 1892 entstand das erste kleine 
Kraftwerk zur Elektrizitätsversorgung. 1899 wurde das erste Kraftwerk 
mit 1MW Leistung bei der Grube Berggeist in Betrieb genommen, wel-
ches 1906 von der Rheinisch-Westfälischen Elektrizitätswerk AG (heute 
Die Geschichte der  





RWE) übernommen wurde. Ab 1907 haben sich die ersten energieinten-
siven Chemiewerke angesiedelt, welche eine rapide Entwicklung der 
chemischen Industrie mit sich brachten. 
Abbildung 12: Pfade der wirtschaftlichen Entwicklung des Rheinischen Reviers 
 
Quelle: Eigene Darstellung (beruhend auf diversen Quellen) 
Wie im zweiten (vergrößert dargestellten) Teil der Abbildung 12 aufge-
zeigt, genehmigte die Landesregierung NRW am 31. März 1995 die Er-
weiterung des Tagebaus Garzweiler um Garzweiler II. Diesem Beschluss 
folgten viele Klagen vor allem seitens der Bevölkerung und des BUND. 
Aus dem Koalitionsvertrag des Landes NRW geht, wie eingangs bereits 
beschrieben, hervor, dass bis 2045 alle Tagebaue eingestellt werden und 
die Region somit schon jetzt aktiv den Strukturwandel einleiten wird. 
Wichtige Ereignisse für die  





Diese Ausführungen wurden durch einen am 28.03.2014 gefassten Be-
schluss, der das Abbaugebiet räumlich dergestalt begrenzt, dass die Ge-
meinden um den Ort Holzweiler nicht mehr umgesiedelt werden sollen. 
Die Verfüllung der Restseen wird noch etwa bis in die 2090er Jahre an-
dauern. 
Für die Regionalentwicklung sind vor allem neuere Initiativen wichtig, 
welche durch die EuRegionale 2008 im Bereich der Euregio Rhein-Maas 
und die Regionale 2010 der Region Köln-Bonn initiiert wurden und die 
Projekte im Indeland sowie das Projekt „:terra nova“ hervorbrachten. 
Diese haben Anregungen zum Umgang mit Landschaft, bezüglich der 
Partizipation der Zivilgesellschaft und (insbesondere das Projekt „:terra 
nova“) eine neuen transparenten, bewussten und aktiven Umgang mit 
der Landschaftsveränderung und der Industriepräsenz in der Region mit 
sich gebracht. 
Wie anhand der folgenden Abbildung zu sehen ist, hat sich die Braun-
kohleförderung im Rheinischen Revier deutlich weniger volatil entwi-
ckelt als im Rest von Deutschland und ist bis in die 1980er Jahre (außer 
in den 1940er Jahren) kontinuierlich angewachsen. Seit 2002 liegt die 



















Innovationsregion Rheinisches Revier 
Im Hinblick auf den strukturellen Wandel wurde 2012 die IRR gegründet. 
Die Laufzeit dieses Akteurszusammenschlusses erstreckt sich vorerst 
vom 01. Januar 2012 bis 31. Dezember 2015. Seine Aufgabe liegt darin, 
bereits jetzt einen regionalen Strukturwandel im Hinblick auf Tage-
bauschließungen 2030/2045 einzuleiten. Dabei sollen die vorhandenen 
Aktivitäten und Akteure identifiziert, gebündelt und vernetzt werden, 
um somit einen Mehrwert für die Region zu schaffen. Die Wirtschafts-
struktur der Region soll mithilfe der vorhandenen Potenziale in den Be-
reichen Technologie, Wissenschaft, Industriestruktur und gut ausgebil-
deter Arbeitnehmerschaft weiter entwickelt werden. Im Zentrum steht 
das Erkennen bzw. Entwickeln von inhaltlichen Alleinstellungsmerkma-
len, um daraus Entwicklungspfade für eine langfristig angelegte Struk-
turpolitik abzuleiten. Räumlich ist das Gebiet der IRR in einen Kernbe-
reich und einen erweiterten Bereich aufgeteilt (vgl. Abb. 14). Im Kern 
liegen jene fünf Landkreise (Kreis Düren, Rhein-Erft-Kreis, Rhein-Kreis 
Die IRR besteht räumlich aus 






Neuss, die Stadt Mönchengladbach und Kreis Heinsberg), die vollständig 
oder überwiegend im Braunkohlenplangebiet liegen. Zur erweiterten IRR 
zählen weitere neun Kreise bzw. kreisfreie Städte (Städteregion Aachen, 
Kreis Euskirchen, Rhein-Kreis-Sieg, die Städte Bonn, Köln, Leverkusen, 
Düsseldorf und Krefeld sowie der Kreis Viersen), bei denen einzelne Ge-
meinden im Braunkohlenplangebiet liegen bzw. eine räumliche Nähe 
dazu aufweisen. Somit besteht zum ersten Mal eine Plattform, in der alle 
wichtigen Akteure des Rheinischen Reviers zusammenkommen und ge-
meinsam die Zukunft der Region erarbeiten. 
Abbildung 14: Die Innovationsregion Rheinisches Revier  
 
Quelle: IRR 2013a: 3  
 
Anfang 2014 hat sich die IRR organisatorisch neu aufgestellt. Am 05. 
März 2014 wurde in einer Presseinformation die Gründung der „IRR - 
Innovationsregion Rheinisches Revier GmbH“ mit Sitz in Jülich bekannt 
gegeben (IRR 2014). Die Aufgabenstellung der IRR GmbH orientiert sich 





an der vormaligen IRR und konzentriert sich zum einen auf die Entwick-
lung von Leitbildern und Handlungskonzepten und zum anderen auf die 
Förderung sowie Durchführung von Projekten. „Gesellschafter der IRR 
GmbH werden die Städteregion Aachen, die Kreise Euskirchen, Heins-
berg, Düren, der Rhein-Erft-Kreis, der Rhein-Kreis Neuss, die Industrie- 
und Handelskammern Aachen, Köln und Mittlerer Niederrhein, die 
Handwerkskammern Aachen, Düsseldorf und Köln und die Industriege-
werkschaft Bergbau, Chemie und Energie“ (IRR 2014). Im Aufsichtsrat 
werden sich Vertreter der Gewerkschaften, der Wirtschaftskammern, 
der kommunalen Gebietskörperschaften und des bergbautreibenden 
Unternehmens RWE Power AG befinden. Die Landesregierung NRW wird 
den Vorsitz übernehmen. Damit fokussiert die sich neu konstituierte IRR 
GmbH den räumlichen Kern, der unmittelbar von der Braunkohle betrof-
fen ist und wird damit handlungsfähiger. Auf Ebene von Projekten, z.B. 
im Bereich der energieintensiven Industrien, soll aber mit Subregionen 
der erweiterten IRR explizit zusammen gearbeitet werden, wie uns aus 
Hintergrundgesprächen berichtet wurde.  
Im Zentrum der Wirtschaft im Rheinischen Revier steht die Braunkohle 
mit ihren Tagebauen (vgl. Abb. 15). Ihr folgt die Verstromung der Braun-
kohle in den Kraftwerken. Daher haben sich vor allem in der Rheinschie-
ne nahe des Rheinischen Reviers energieintensive Industrien angesie-
delt, die von der Spannungsstabilität im Netz und historisch von niedri-
gen Strompreisen profitieren. Letzteres spielt aufgrund von einheitlichen 
Strompreisen heute kaum noch eine Rolle. Auch im Technologiebereich 
und in der Energieforschung gibt es vor allem in der erweiterten IRR 
exzellente Standorte. Aber auch die bereits existierende Erfahrung mit 
der Reparatur von Landschaft (Landschaftsgestaltung und Planung) ist 
eine wichtige Kompetenz. Darüber hinaus zeigen sich interessante 
Schnittmengen, auch wenn diese für Arbeitsplatzeffekte (noch) unbe-
deutend sind, wie bei der Nutzung von CO2 im Bereich Agrobusiness. Im 
Kernbereich der Region sind 12.631 (Anteil von 2,7% an der Gesamtbe-






tigte im Energiesektor tätig (Vergleich NRW 1,6%) (Zahlen 2011 aus Be-
schäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit 2012, zitiert nach IRR 
2013a: 11).  
Abbildung 15: Potenzial des Rheinischen Reviers beruhend auf Braunkohle  
 
Quelle: Eigene Darstellung 
Diese Potenziale sind eingebettet in einen Rahmen, der im Wesentlichen 
vier weitere Potenziale umfasst (ebenfalls in der Abbildung 15 darge-
stellt). Die Zivilgesellschaft ist ein zunehmend wahrgenommenes Poten-
zial (siehe z.B. Kap. 3.3). In der IRR spielt sie aber auch deshalb eine be-
sondere Rolle, weil hier viele Gruppen existieren, die sich (auch wenn es 
dabei teilweise um Partikularinteressen geht) für ihre Heimat engagie-
ren. Da es nun nicht mehr darum geht, ob und wie lange Braunkohle 
gefördert werden soll und eigentlich alle Entscheidungen gefallen sind, 
sollte es jetzt an die Befriedung gehen. Der zivilgesellschaftliche Wider-
Vier Potenziale als Rahmung 





stand kann als Engagement für die Region gedeutet werden und aus 
unserer Sicht ein wichtiges Potenzial darstellen. Auf der anderen Seite 
steht die RWE Power AG, die sich seit Jahren vor allem aus Akzeptanz-
gründen für die Region engagiert, was sich an unzähligen Projekten 
zeigt. RWE hat begonnen, dieses fragmentierte Engagement systema-
tisch zu erfassen und in einem Innovationsatlas (RWE 2014) zu beschrei-
ben. Diese Unternehmensverantwortung sollte im Rahmen eines prä-
ventiven Strukturwandels systematisch genutzt werden. Dies auch vor 
dem Hintergrund, dass sich im Zuge eines regionalen Brandings, z.B. als 
zukunftsweisende Energieregion, reziproke Vorteile für die Region und 
RWE ergeben könnten. Ein weiteres Potenzial ist die Tatsache der ext-
remen Landschaftseingriffe und der Vorprägung durch die industrielle 
Nutzung. Im Zuge eines perspektivischen Strukturwandels sollte daher 
der Prozess der Landschaftsgestaltung als Strukturwandel verstanden 
werden, wie dies teilweise bereits geschieht. Die in den letzten Jahren 
entstandene Regionalmanagementkompetenz, die sich einerseits in 
Form der angrenzenden Regionsformatierungen, wie Region Köln/Bonn 
e.V., und in Form der beiden das Gebiet tangierenden REGIONALEN und 
anderseits durch die gestiegene Bereitschaft zur Zusammenarbeit ein-
zelner Kommunen gebildet hat, kann genauso als ein wichtiges Potenzi-
al, wie die Verantwortung des Landes NRW für die Region, gesehen 
werden. 
Zudem ist das Rheinische Revier zusammen mit der angrenzenden Städ-
teregion Aachen und der Region Köln-Bonn ein bedeutender Technolo-
gie- und Forschungsstandort in Deutschland und verfügt über eine gut 
vernetzte Hochschul- und Forschungslandschaft. Wichtige Einrichtungen 
sind die RWTH Aachen, das E.On Energy Research Center für Energiefor-
schung, die Fachhochschulen Aachen, Köln, Düsseldorf und Niederrhein 
sowie das Forschungszentrum Jülich und das Deutsche Zentrum für Luft- 
und Raumfahrt. Ferner befinden sich unternehmensbezogene For-
schungsstandorte in der Region, wie das Innovationszentrum Kohle der 
RWE Power AG am Kraftwerkstandort Niederaußem, das Oel-Waerme-
3. (Kultur-)landschaft  






Institut GmbH in Herzogenrath (ein An-Institut der RWTH Aachen), die 
Windtest Grevenbroich GmbH und die TÜV Rheinland GmbH Köln (vgl. 
IRR 2013a). 
4.2 Den Strukturwandel rahmende Bedingungen  
Zur Rahmung der von uns vorgestellten Entwicklungsmöglichkeiten (vgl. 
Kap. 4.3) stellen wir folgend drei Bedingungen vor: 
I. 2030 bis 2045 
Erstens gehen wir davon aus, dass der Braunkohleabbau langsam auslau-
fen wird und im Zeitraum zwischen 2030 bis 2045 beendet sein wird, wie 
im Koalitionsvertrag 2012 des Landes NRW festgeschrieben und am 
28.03.2014 durch die Entscheidung der Landesregierung konkretisiert. 
Bei dieser Bedingung ist sowohl denkbar, dass die Braunkohleverstro-
mung bei der festgelegten Abbaumenge aufgrund effizienterer Kraft-
werke ein paar Jahre länger erfolgen kann, aber auch aufgrund einer 
fehlenden Rentabilität nicht die gesamte Menge abgebaggert wird und 
die Tagebaue Hambach und Garzweiler II (Inden schließt bereits sicher 
im Jahr 2030) früher schließen. 
II. Balance zwischen Landschafts- und Naturschutz und Industrie 
Die zweite Annahme bezieht sich auf die gewünschte Nutzung der nach 
(und während des laufenden Betriebs) dem Tagebau wieder frei wer-
denden Flächen. Hierbei sind neben der Rückgabe von Flächen an die 
Landwirtschaft auch neue Industrieflächen sowie landschaftliche Erho-
lungsräume denkbar. Abbildung 16 stellt dieses Verhältnis dar und zeigt 
drei mögliche Optionen auf. In Option A werden die Räume vorrangig 
der Industrie zur Verfügung gestellt (z.B. als Gewerbe- und Industrieflä-
chen), um neue Unternehmen für die Region gewinnen bzw. Unterneh-
menserweiterungen ermöglichen zu können. Bei Option B wird ein Groß-
teil der Flächen als Naturschutz- und Erholungsraum umgestaltet, um so 
die Attraktivität der Region für Bewohner sowie Touristen zu steigern. 







wie auch eine landschaftliche, naturnahe Nutzung. Beide Nutzungsmög-
lichkeiten sollen hier miteinander im Einklang stehen, um so einen 
Mehrwert zu erreichen, der sowohl wirtschaftlich tragbar als auch öko-
logisch und gesellschaftlich vertretbar ist. In den weiteren Überlegungen 
wird davon ausgegangen, dass eine Flächennutzungsstrategie gemäß 
Option C gewählt wird.  
Abbildung 16: Mögliche Nutzung frei werdender Flächen  
 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
III. Pfadbruch versus Pfadverstärkung oder lieber Pfadwandel! 
Die dritte Annahme nimmt Bezug auf den bisherigen historischen Kon-
text der Region, die wie in Kapitel 4.1 beschrieben, schon seit über 300 
Jahren mit der Braunkohle verankert ist. Aus einer abstrakten Perspekti-
ve sind drei verschiedene Szenarien (siehe Abb. 17), wie die IRR eine 
perspektivische Strukturpolitik organisieren kann, möglich:  
Erstens wäre es im Rahmen eines Pfadbruch-Szenarios denkbar, sofort 
mit dem Sinkflug zu beginnen und aus der Braunkohlewirtschaft auszu-
steigen, damit Ressourcen (z.B. Flächen, Personal, Fort- und Weiterbil-















dung sowie Forschung und Entwicklung) für andere Entwicklungen zur 
Verfügung stehen. Zweitens könnte die Region (ungeachtet der politi-
schen Beschlüsse) im Sinne einer Pfadverstärkung auf die mit der 
Braunkohle verbundene Wertschöpfungskette setzen und dort die Wert-
schöpfung weiter ausbauen. Da beides aufgrund der politischen Be-
schlüsse (siehe auch Annahme I) nicht gewünscht und auch nicht sinn-
voll erscheint, widmen wir uns der dritten Alternative, dem Pfadwandel: 
Teilweise dominiert der Tagebau in der IRR die Landschaftsgestalt deut-
lich und andere Nutzungen sind ausgeschlossen, teilweise wäre aber ein 
Wandel sowohl in Form vieler kleiner „Pfade“ als auch in Form eines 
dominierenden neuen Leitthemas möglich, ohne die Braunkohlewirt-
schaft sofort aufgeben zu müssen. Somit steht ein Pfadwandel als Pro-
zess der Weiterentwicklung in der IRR im Mittelpunkt. Dieser sollte auf 
den bereits bestehenden Kompetenzen aufbauen und diese sinnvoll 
auch mit neuen Ideen und Projekten ergänzen, die die Entwicklung neu-
er Kompetenzen in Balance mit den Ressourcen und bisherigen Fähigkei-
ten und dem Know-how der Region fördert.  
Abbildung 17: Szenarienüberblick für die IRR  
 
 





 Ausstiegszenario  
 
Energiegärten IRR 
 Klimaneutrales Wohnen und Leben 
 Logistik und Verkehrsinfrastruktur  
 Neue (regionale !) Marktmodelle  
 Agrobusiness 
 Freizeit, Tourismus und Land-
schaftsplanung 
 Senioren und Gesundheit  
 ……… 






4.3 Das Rheinische Revier 2030 
Auch wenn sich die zukünftige Entwicklung aus den bestehenden Wert-
schöpfungsketten ergeben und an den vorhanden Kompetenzen anset-
zen sollte, wäre es wünschenswert, wenn die IRR nicht weiterhin als 
Braunkohlerevier wahrgenommen würde. Gerade um die Region, die 
historisch keine eindeutige Regionalidentität aufweist, neu formatieren 
zu können, bietet sich die Festlegung eines zentralen Leitthemas an. Um 
zu skizzieren, was präventiver Strukturwandel bedeuten kann, wollen 
wir folgend das Leitthema „Energiegärten“ mit seinen entsprechenden 
Unterthemen beispielhaft beschreiben.  
Im Hinblick auf ein integratives Konzept, dass u.a. auch zu einer Identifi-
zierung der Region mit einem vorausschauenden Ansatz für den Struk-
turwandel führen sollte, ist es wichtig, dass die Region eine klare Vision 
mit einem großen Leitthema vor Augen hat, das alle Bereiche umfasst 
und sich auf diese übertragen lässt. Bei einem Blick in den Koalitionsver-
trag NRW von 2012 wird klar, dass sich die IRR „zu einer Modellregion 
entwickeln“ soll, „in der in beispielhafter Weise die Energiewende durch 
eine moderne und nachhaltige Industrie- und Strukturpolitik vorange-
bracht wird“ (Koalitionsvertrag NRW 2012). Vor diesem Hintergrund 
wäre es denkbar, dass die IRR die Vision von Energiegärten verfolgt und 
diese als Leitthema für weiterführende Projekte nutzt. Der Begriff der 
Energiegärten umfasst dabei sowohl die historisch gewachsene Identifi-
kation mit der Braunkohle als Energieträger, öffnet aber zugleich den 
Weg für die Entwicklung und Nutzung regenerativer Energien in der 
Region. Wir gehen davon aus, dass sich im Zuge einer solchen Neuaus-
richtung auch das zivilgesellschaftliche Engagement und das damit ver-
bundene Engagement für die Region nutzen lässt. Zudem impliziert es 
die Möglichkeiten für eine „neue“ Landschaft nach den Braunkohletage-
bauen, die es zukünftig zu planen und zu gestalten gilt und lässt Raum 










hang sollte auch die Klima-Expo 2022 des Landes NRW – eine dezentrale 
Weltausstellung – genutzt werden.  
Einigt man sich im Rahmen eines präventiven Strukturwandels auf ein 
Leitthema, ist es von Bedeutung, dass daraus, aber nicht nur daraus, 
Qualitätskriterien abgeleitet werden, die dann von den unterschiedli-
chen regionalen und thematischen Projekten integriert werden. Dies 
wollen wir folgend anhand von Beispielen deutlich machen, die sich zum 
Großteil auf Entwicklungspfade beziehen, die in der Region bereits vor-
handen sind.  
a) Klimaneutrales Wohnen und Leben 
Im Bereich klimaneutrales Wohnen und Leben lassen sich viele innovati-
ve Konzepte in Kooperationen von örtlichen Bauunternehmen mit den 
Hochschulen und Forschungszentren umsetzen. Dieses Unterthema ist 
sehr vielfältig und lässt sich zudem sehr gut mit einer Vielzahl von Pro-
jekten verbinden. Denkbar wäre auch eine Initiative „Klimaneutrales 
Bauen in der IRR“, die als Ansprechpartner und Austauschplattform bei 
Bauvorhaben dient und wichtige Akteure im Bereich Bauen und Archi-
tektur zusammenbringt. Ferner ist zu prüfen, ob im Rahmen der noch 
anstehenden Umsiedelungen völlig neue energieproduzierende Sied-
lungsformen erprobt werden können. Dies setzt natürlich die Bereit-
schaft der umzusiedelnden Bevölkerung voraus. Aufgrund der Lage in 
der Nähe der Ballungsräume und der frei werdenden Flächen bietet sich 
auch die Konzeption und Realisierung völlig neuer Flächen- und Nut-
zungskonzepte, aber auch Bau- und Werkstoffe (z.B. Recyclinghäuser 
oder Häuser aus dem 3D-Drucker) an. Die Nähe zu den Hochschulstand-
orten (z.B. RWTH Aachen) ermöglicht diesbezüglich Anknüpfungsmög-










b) Logistik und Verkehrsinfrastruktur 
Die Lage der IRR und die Möglichkeiten durch frei werdende Flächen 
bieten der IRR in diesem Unterthema die Möglichkeit, sich als Lo-
gistikstandort zu profilieren. Zudem hat die Region eine gewisse Traditi-
on als Logistikregion (vgl. IRR 2013a). Im Zuge einer notwendigen Über-
windung von Lücken in der verkehrlichen Infrastruktur sollten neue 
Standards gesetzt und energieeffiziente, klimafreundliche Lösungen 
gesucht werden. Vor allem ist zu prüfen, inwieweit neue, noch nicht 
erprobte verkehrliche Infrastrukturen im Zuge der ohnehin anstehenden 
landschaftlichen Neustrukturierung der ehemaligen Tagebaue und der 
Erschließungsflächen errichtet werden können. Wichtig ist dabei, dass 
dieses Unterthema so verstanden wird, dass es im Einklang mit den 
Energiegärten IRR steht, mit dem die Vision und Ziele der IRR verfolgt 
werden.  
c) Neue regionale(!) Marktmodelle 
Die Energiegärten IRR fördern den Ausbau von erneuerbaren Energien 
im Einklang mit den auslaufenden Braunkohlekraftwerken bis 2030. In 
diesem Zusammenhang wäre auch ein neues, regionales Marktmodell 
denkbar. Ohne an dieser Stelle auf das Für und Wider von Kapazitäts-
märkten einzugehen, die das Vorhalten von Erzeugungskapazitäten ver-
güten, stellen wir uns die Frage, ob nicht bei dieser Debatte stärker die 
gesamte Wertschöpfungskette – von der Erzeugung über die Speiche-
rung (wofür auch die regenerativen Energien in ein neues Marktmodell 
einzubinden wären) bis zu den Verbrauchern – in Augenschein genom-
men werden müsste.  
Die Region würde sich aufgrund der Erzeugerkapazitäten im fossilen und 
zunehmend auch im regenerativen Bereich, aufgrund der Speichermög-
lichkeiten (z.B. in aufgelassenen Tagebauen über Pumpspeicherkraft-
werke) und vor allem auch aufgrund der energieintensiven Industrien für 
ein neues, regionales Vorreiter-Marktmodell gut eignen. Damit könnte 
ein reflexiver Prozess zwischen Unternehmen und Region mit einer 
Imageaufladung einhergehen. So könnte RWE beispielsweise demonst-
klimafreundliche Logistik 
Erzeugung – Speicherung – 
Verbrauch 





rieren, wie ihre neuen, hocheffizienten Braunkohlekraftwerke flexibel an 
die schwankende Einspeisung der regenerativen Energien angepasst 
werden können (RWE 2014: 11). Anderseits könnten die energieintensi-
ven Industrien flexibel reagieren und dann ihre Produktion hochfahren, 
wenn Überkapazitäten in der Stromerzeugung drohen. Wäre dies in 
einem regionalen Marktmodell geregelt, könnte dies für die energiein-
tensiven Industrien mit Kosten- und damit mit Standortvorteilen einher-
gehen. Als Vision gedacht, könnte die Region ein regionales Steue-
rungsmodell dafür werden, wie die Energiewende ökologische und öko-
nomische Ziele vereint und die regenerativen Energien sogar Standort-
vorteile für energieintensive Industrien bewirken. Ein solches Projekt 
könnte auch dazu beitragen, die Konflikte zwischen Natur- und Klima-
schutz und Stromindustrie in der Region auszusöhnen und gemeinsam 
an der regionalen Zukunft zu arbeiten.  
d) Agrobusiness 
Der Bereich Agrobusiness ist ein weiteres Unterthema, das die Ener-
giegärten IRR ergänzend bereichern kann. Hier gibt es viele Anknüp-
fungspunkte im Bereich Energie (regenerativ sowie Braunkohle) als auch 
mit dem Unterthema klimaneutrales Wohnen und Leben, Frei-
zeit/Tourismus und Biosphären. Bereits heute stellt das Projekt „Ag-
rotherm II“, bei dem Kraftwerksabwärme in Gewächshaus- und Feldflä-
chen und Sumpfungswasser von bis 30°C (RWE 2014: 18) genutzt wird, 
ein Beispiel für ein funktionierendes Agrobusiness dar, bei dem RWE mit 
lokalen Landwirten zusammenarbeitet.  
Abbildung 18: Gewächshäuser bei Niederaußem (links), Agrobusiness der Zukunft (rechts) 
 





Quelle: http://mw2.google.com/mw-panoramio/photos/medium/81185037.jpg & 
http://www.wiwo.de/images/1-jpg/5956118/2-formatOriginal.jpg 
e) Freizeit, Tourismus, Landschaftsplanung und ein Leuchtturmprojekt! 
Ein weiteres wichtiges Unterthema ist der Bereich Freizeit und Touris-
musentwicklung sowie Landschaftsplanung. In diesem Bereich gibt es 
schon viele Initiativen und Beispiele, wie „:terra nova“, die Sophienhöhe 
und das Indeland. Zudem hat die IRR eine umfangreiche Studie zu den 
Potenzialen für eine „innovative freizeitwirtschaftliche Entwicklung in 
der IRR“ veröffentlicht (IRR 2013b).  
Der Wandel benötigt Symbole! 
Städte und Regionen versuchen durch bestimmte Images – die zumeist 
an Wissen und Kompetenz orientiert sind – Kapital und hochqualifizierte 
Arbeitskräfte anzuziehen. Dies könnte für eine Region wie die IRR (vgl. 
Kap. 2.3.2) herausfordernd sein, da sie keine lange Tradition als Dienst-
leistungs- und Wissensstandort (wie z.B. Darmstadt, Freiburg oder Tü-
bingen) hat und auch in Konkurrenz zu den umliegenden Metropolen 
bzw. urbanen Zentren liegt. Auch wenn die Leuchtturmprojekte viel kri-
tisiert werden, haben Städte wie Bilbao mit dem Guggenheim-Museum 
oder Dubai, wo sich alles – angefangen von Megagebäuden, über Skian-
lagen bis zu ganzen Inseln – gestalten lässt, eigenständige Images her-
ausgebildet, die nach Innen und Außen wirken.  








So stellt sich die Frage, ob die Region ein Leuchtturmprojekt wagen soll-
te, um die Zukunft sichtbar zu machen. Beispiele mit Anknüpfungspunk-
ten zum Leitthema Energiegärten existieren weltweit, wie z.B. das Pro-
jekt Biosphäre 2 in Arizona oder auch die anlässlich der Weltausstellung 
Expo 67 entstandene Biosphère in Montreal. Sehr interessant erscheint, 
das Eden Project in Cornwall, das einen einzigartigen Ansatz von botani-
schem Garten und nachhaltigem Tourismus verfolgt. Entstanden in einer 
ehemaligen Kaolingrube, die selbst landschaftlich gestaltet und be-
pflanzt wurde, ist dieses Projekt ein recht spektakuläres Beispiel für eine 
Neunutzung eines Rohstoffstandortes. Jährlich besuchen mehr als 1 Mio. 
Menschen diese Attraktion. Bei diesem Projekt steht vor allem der 
Nachhaltigkeitsgedanke im Vordergrund. 
 
Abbildung 20: Das Eden Project in Cornwall  
 
Quelle: http://commons.wikimedia.org/wiki/File:Eden_Project_geodesic_domes_panorama.jpg & 
http://commons.wikimedia.org/wiki/File:Eden_project_tropical_biome.jpg 
Um den Möglichkeitsraum aufzuspannen ist es sinnvoll Beispiele welt-
weit zu scannen, finden muss die Region aber ihr eigenes Leuchtturm-
projekt, das demonstriert, dass die Zukunft in der Region schon heute da 
ist. Dabei wird die Lokalisation der gebauten expressiven Zukunft sicher-
lich ein schwieriger Aushandlungsprozess sein, denn auch wenn es mög-
lich und wahrscheinlich sinnvoll sein wird, dass die Zukunft (in bebauter 
und gestalteter Form) an vielen Stellen sichtbar wird, kann ein entspre-
chender Kristallisationspunkt nur an einer zentralen Stelle verortet sein. 
Für ein solches Projekt macht es Sinn, ähnlich wie beim Eden Project, an 
den besonderen Gegebenheiten der Braunkohlelandschaft und -
industrie anzuknüpfen. Um der besonderen Qualität des präventiven 
Leuchtturm macht  
Zukunft sichtbar 
Projekt Eden in Cornwall 





Strukturwandels gerecht zu werden, ist zu überlegen, ob für die Entste-
hung eines solchen Projekts der permanent laufende landschaftliche 
Restrukturierungs- und Renaturierungsprozess genutzt werden kann und 
sich der entstehende „Leuchtturm“ dynamisch entwickelt. 
Der Prozess 
Eine Region „zu machen“ ist eine spannende und anspruchsvolle Aufga-
be. Wie bereits in Kapitel 2 und 3 beschrieben, ist dabei die Zusammen-
arbeit einer Vielzahl von Akteuren auf unterschiedlichen politischen und 
räumlichen Ebenen (lokal, kommunal, regional, supraregional, national, 
supranational und international) notwendig. Somit ist hier eine Multile-
vel-Governance gefordert.  
In der neu gegründeten IRR GmbH ist eine solche Multilevel-Governance 
im Ansatz mit den unterschiedlichen Gesellschaftern und Akteuren im 
Aufsichtsrat bereits sichtbar. Wichtig (in weiterführenden Projekten) ist 
auch eine Einbindung und Partizipation der Zivilgesellschaft bzw. eine 
Bürgerbeteiligung, da sie als Bewohnerinnen und Bewohner der Region 
maßgeblich am Erfolg des Projektes und der gesellschaftlichen Akzep-
tanz beteiligt sind. Auch andere Unternehmen sowie Gründerinnen und 
Gründer sollten in den Prozess miteinbezogen werden, da sie als Prakti-
ker die Implikationen für die Wirtschaft und auf die Beschäftigung sehr 
gut beurteilen können. Weiterhin müssen die Hochschulen und For-
schungseinrichtungen auf der Projektebene einbezogen werden, da sie 
die Gatekeeper von spezifischem Wissen sind. 
Eine Region lässt sich aber nicht im luftleeren Raum „machen“, sondern 
die Region muss ihre funktionale Arbeitsteilung zu den umliegenden 
Regionen und Städten finden und ihrer Rolle gerecht werden. Um diesen 
Prozess zu koordinieren, sind Regionalmanagementkompetenzen auch 
bei den benachbarten Regionen von Bedeutung. Derartige Überlegun-
gen müssen auf der einen Seite die Ausgangssituation und auf der ande-
ren Seite gegenwärtige Trends und wünschenswerte Visionen berück-
sichtigen. Dabei ist offensichtlich, dass regionale Profilbildung nicht 
„Region machen“ 
sich dynamisch  
entwickelnder Leuchtturm  
funktionale Arbeitsteilung zu 
den umliegenden Räumen 





mehr allein in einer hierarchischen Raumstruktur erfolgt, sondern sich 
aus einer arbeitsteiligen, komplementären Vernetzung ergebende räum-
liche Qualitäten einen Bedeutungszuwachs aufweisen. Aber auch die 
einzelnen Städte und Kreise der IRR müssen ihrer räumlich-funktionalen 
Position und ihren Bezugspunkten zu benachbarten Städten auch außer-
halb der IRR gerecht werden.  
Auch wenn die IRR die Chance im Zuge des Strukturwandels hat, sich als 
eine Region zu profilieren, muss man sich der Tatsache, dass die Region 
aus sehr heterogenen Subräumen besteht, die alle unterschiedliche 
Kompetenzen in dieses Gemeinschaftsprojekt einbringen, bewusst wer-
den. Daher ist es wichtig, dass sich unter dem Leitthema Energiegärten 
jeder Subraum eigenständig und komplementär zu den anderen positio-
niert.  
Zu guter Letzt kann sich die Region auch als europaweiter Vorreiter im 
Bereich der vorausschauenden Strukturpolitik und Regionalplanung (v.a. 
im Bereich Wandel durch Endlichkeit von Rohstoffen) profilieren. Sinn-
voll wäre hier eine EU-Plattform zum Austausch von Erfahrungen in Pla-
nungs- und Governance-Prozessen, bei der die IRR auf der einen Seite 
ihre Kompetenzen einbringen und erweitern kann, auf der anderen Seite 
auch von Erfahrungen anderer Regionen profitieren kann. Ein mögliches 
Netzwerk, auf das man hier aufbauen könnte, wäre die Smart Specialisa-
tion Plattform der EU (European Commission 2014, siehe Kap. 3.2.). 
Denkbar wäre auch, dass die Region mit Unterstützung der EU-
Kommission ein neues Netzwerk etabliert. Dabei kann es ferner darum 
gehen, die in der Region gewonnene Restrukturierungskompetenz als 
Produkt anderen, später nachfolgenden Regionen (z.B. den Mitgliedern 
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